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Das Brandenbu rger Tor Lm geteilten Berlin* Links im Osten 15 Millionen Deutsche nach dem Willen der 
sowjetischen 'Befreier 11 und ihrer "antifaschistisch-deniokratischen-repiiblikfiiiisehen 11 Ordnungshüter mit 
Mauer und StacheldraliG in einem gewaltigen KZ eingesperrt* rechts die übrigen Deutschen im Westen kraft 
Siegerdiktat in eine Parteien Oligarchie gezwungen* die eine geistige Befreiung des deutschen Volkes von den 
Doktrinen der Weltimpermlmächte bisher drakonisch KU vereiteln verstand. 
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Die in diesem Heft bericht Len Tatsachen sind aus vcrschiedencn H 
auL-li gegpn&äLilichen, in- und ausländischen Veröffentlichungen, aus 
der Anhörung von Zeitsengen undSüL tLviirständigen und nach wissen¬ 
schaftlicher, kritischer Prüfung gewonnen worden, ihre Richtigkeit ist 
nachprüfbar. Vielldelic fußnofceal weisen dem Leser und Forscher die 
Richtung. 

Soweit aUH Tatsachen Folgerungen ^:l] weiLeren Tatsachen gezo¬ 
gen werden, ergeben sich diese aus der Logik, aus der Nacurwishen- 
schaft aus der geschichtlichen und Lebenserfahrung. Audi sie sind 


somit nachvollziehbar. Wiedergegebeiiu Darstellungen Dritter sind 
gleichermaßen geprüft, wobei Zustimmung oder Ablehnung beigefiigt 
ist. 

Über die Selbstverpflichtung des Verfassers Lind Verlegers hinaus 
ist dieses Heft juristisch dahingehend überprüfl worden, da^ weder 
Inhalt noch Aufmachung irgendwelche BRI)-Strafgcsclzc verletzen 
oder sozialctbische Verwirrung unter Jugendlichen auslösen, soweit 
Rechts an walte ans der Bundesrepublik Deutschland zu einer solchen 
Begutachtung überhaupt noch in der Lage sind- 
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Anzeige 




"Meinung#* und Pressefreiheit Rind die Gradmesser der Demo¬ 
kratie. Kritik ist unbequem , aber sie gibt Anstöße, die wir brauchen. 


Die freie Meinungsäußerung gibt den Bürgern die Möglichkeit, 
Einfluß auf politische Entscheidungen zu nehmen. Daß dies in 
einer sich ständig verändernden Weit so bleibt, --dafür hat auch die 
Bundeswehr zu sorgen. Ihr Auftrag ist und bleibt, unsere Reckte 
und Freiheiten , die wir Tag für Tag als etwas Selbstverständliches 
genießen , vor fremdem Druck und fremdem Zugriff zu schützen. 
Was heute gesichert erscheint, köjmte morgen in Frage stehen. 
Deshalb stellt der Bund, wie es im Grundgesetz heißt , *Streitkräfte 
zur Verteidigung^ auf --zur Verteidigung unserer Rechte und 
Freiheiten, zur Verteidigung der Werte, die unser Lebe n erst Lebens - 
wert machen . Zu ihnen zählt die Presse- wie die Meinungsfreiheit 
Wir schützen sie. Auch wenn man uns kritisiert. Denn das gehört 
dazu. IF 

Die Bundeswehr dm Jahr L990) 


Der Schutz für deutsche Historiker ist ausgeblieben; . 
J ihnen wurden Gefängnisurteile beschieden für nichts ande* J 
J res al s die Wahr nehmung der Presse- und Meinungsfreiheit! J 
I Geschützt blieb die Freiheit für die Meinung der Regieren- J 
l den, doch die war auch in allen Diktaturen stets geschützt! I 
So haften, um den deutsch/israelischen Lehrmeister für I 
I den Offiziers nach wuchs der Bundeswehr Michael Wolff- I 
| &ohn zu zitieren, "die nachgeborenen Deutschen ah | 
l Kamszeichenträger für die Taten der Vorfahren*'* Die | 
| Freiheit, die dem deutschen Volk angelasteben Vorw r ürfe zur | 

■ Kriegsschuld und zu Kriegs verbrechen -- Grundlage der i 

■ Vö l k errechtsstell ung Deutsch la nds im i nternati onalen St aa- ■ 
I tengefüge--wissenschaftlich zu untersuchen und riehtigzu- . 
J stellen, wird weder einem Angehörigen deT Bundeswehr - 
J noch einem deutschen Historiker zugestanden. Sie alle — ! 
J auch ihre Nachkommen über die Urenkel hinaus -- sollen ■ 
I nach dem Willen der "Befreier", ihrer Lizcnzlinge und Nach- * 
I wuchskräfte erbsündcnbchaflete Sippenhäftlinge, "Kains- I 
I zeichenträger” mit allen damit verbundenen Folgerungen I 
| bleiben. 

Die vorsteh ende Anzeige ist ei n H o hn a uf die se Wirklich- | 
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Folgen des verlorenen Krieges 


Die Kriegsziel politik der Sieger war - trotz unter¬ 
schiedlicher ideologischer Fundierung und Staatsstruk¬ 
tur der verbündeten Mächte -- auf dauerhafte Ausschal¬ 
tung Deutschlands als souveräne Nation ausgerichtet, 
Vorbi 1dl i che s Demokratie verha lten? Nein: VÖlk erre eht$- 
verbrechen! Mit diesem 11 Kriegs ziel 1IK , das genauer zu 
definieren sich jeder ir der großen Drei 11 - RooseveU, 
S Laiin und Churchill - bis Kriegsende 1945 scheute, 
waren millionenhafter Massenmord, die größte Vertrei¬ 
bung und "Menschenjagd 11 der menschlichen Geschich¬ 
te^ die Außerkraftsetzung des Völkerrechts für die 
Besiegten -- "Feindstaatenklauseln" Art. 53 + 1Ü7 der 
UNO-Satzung t "Londoner Statut 11 vom 8.8.1945, spezi¬ 
elles Besatzungsrecht,, Folgemaßnahmen und -Verträ¬ 
ge us w, -- 1 An nek ti er u ng gr o ße r e ntvölk orte r Pro v inze n 
und Entstellung wesentlicher historischer Zusammen¬ 
hänge verbunden. Die Vertreibungsgebiete umfaßten 
allein an Umfang 139.525 qkm ohne den Gebietsraub 
von 1918/1919 Posen-Westpreußen (26,042 + 15.865 
qkm), Memelgebiet (2.416 qkm), Danzig (L893 qkm), 
Ost-Oberschlesien (3.213 qkm), Sudetenland (24,637 
qkm) = insg. mit zusätzlichen 74.066 qkm H abgesehen 
von weiteren Abtrennungen wie Südtirol t Eupen-Ma!- 
medy and N o rdschl es wig, E ls a ß - Lothri n ge n, von Oste r- 
reich ganz zu schweigen. 

Zur Durchsetzung der neuen Sprachregelung für die 
Begründung der auf den Willen der Siegermächte fi¬ 
xierten ordnungspolitischen Vorstellungen und Geset- 
zesgrundlagen war die erzwungene Definition der deut¬ 
schen Schuld für Kriegsentw icklungund Kriegs verbre¬ 
chen von ausschlaggebender, ja geradezu sakral und 
dogmatisch behandelter Bedeutung. 

Weder duldete das terroristische bolschewistische 
System im besetzten Deutschland den geringsten Wi¬ 
derspruch der ftir vogelfrei erklärten Deutschen, noch 
die westlichen "Vorkämpfer für Frieden, Humanität 
und Demokratie", Haß und vorgegebene Rache be¬ 
herrschten die Mentalität der sich später selbst als 
"Befreier" deklarierenden "Humanisten 11 . 

Nach Blut- und Hungeropfern von über 7 Millionen 
Deutschen der Nachkriegs- ,l Befreiungs- ,r zeit i nach ver¬ 
fugten neuen Gesetzen, lizensierten Organisationen 
und deren Personal für alle öffentlichen Tätigkeiten, 
Einrichtung von Behörden zur Forcierung einer dauer¬ 
haften, einseitig gegen deutsche Menschen praktizier¬ 
ten Strafverfolgung und entsprechend artikulierten, 
weitgehend auf "Zeugenaussagen 11 , auch sortierten, so¬ 
gar gefälschten Dokumenten fußender "wissenschaftli¬ 
chen Geschichtsschreibung 11 wurde den Überlebenden 
in Deutschland nach und nach und mehr und mehr 
Zugang zu den Lebensgrundlagen der internationalen 

2) AusspruLh das- britischen AuÖ-enini nisters Sh Anthony Edtil '-or dem Ucäerhaus 
nach der KapLuiLukmDeutschlands.! Million Menschen luilÜte ,, Kommisaiüri 
für KrtegjveibredieiT auf ihre Such! ist* gesetzt. - 

J.J. Hcydcckei J. Leeb, “D'trNürnbergerProiefl — bilaitf der tausend Jahre”, 
Köln-Win i960, S. 11. 


Welt gewährt, allerdings bei Aufrechterhaltung der 
inzwischen monopolisierten rechts-, gesellschafts- und 
personalpolitisch, aber auch ideologisch verfestigten 
Strukturen. 

Dies hatte zur Folge, daß Deutschland unter Berück¬ 
sichtigung der vorgenannten Veränderungen in die 
internationale Staatengemeinschaft in bezug auf Wirt¬ 
schaft, Verkehr, Medien- und Geheimdienst Verflech¬ 
tung, geistigen Entwicklungsau stau sch wohl einbezo¬ 
gen wurde, doch blieb kategorisch das* was der ge- 
schäftsführende Direktor des Max Planck Instituts, 
Prüft Dr. Arnd Simon, 1993 dem jungen Diplom 
Chemiker Germar Rudolf nach Erstellung seines Gut¬ 
achtens "über die Bildung und Nachweisbarkeit von 
Cyanidverbindungen in den «Gaskammern* von 
Auschwitz zu bedenken gab: 

xr Wir müssen akzeptieren, daß wir Deutsche weniger Rech- 
te haben ah die anderen. 

Sach der Dunkircheil-Niederlage im Juni 1946 haue Church¬ 
ill zwar "den Deutschen" 1 als angebliches Kriegsziel formuliert: 

"Die Deutschen werden kein Pardon geben und die Eng¬ 
länder für immer zu Vasallen und Sklaven machen " 4 \ 

doch hatte er hierbei genau dus Gegenteil gemeint. Dies 
ergab sich aus seinem gesamten Kriegsverhalicn und seinen 
unmiß verstand liehen Formulierungen vor und auf der Julia- 
Konferenz im Februar 1945, Seine Interpretation der "Bedin¬ 
gungslosen Kapitulation 11 verweigerte den Deutschen jedwe¬ 
des Recht "über ihr Land, ihre Freiheit und ihr Leben". 12 ' 

Wie ist dieser 7ms Land mit Demokratie, Recht, Gleichberech¬ 
tigung und Wahrheit vereinbar? Die so von mehr oder weniger 
geheimen internationalen Hintergrundkräften verfügte Heuche¬ 
lei, RcchfBverwiJderung und GeschichtsemStellung bewirken in 
der Praxis Entrechtung, Sanktionierung von Diktatur- und Ma¬ 
fiamethoden- So sind es jene HinLcrgrundkiäfte, die die Moral 
der Menschheit entwurzeln und damit für die permanente Kri¬ 
sen- und KriegsemWicklung verantwortlich sind, freilich auch 
für die mnenpoltisehc Unterdrückung wahrheitsgemäßer Sach¬ 
darstellungen über historische Geschehensabläufe und damit 
die Außerkraftsetzung der Mdnungs- und Wissenschaftsfrei- 
heit trotz gegen Lei liger Grundrechte, Diese Herrschaftsmetho- 
de, der hier das deutsche Volk 50 Jahre nach Kriegsende offen¬ 
sichtlich noch ausgeseizt ist, die sieh nach Aussterben. der 
Erlebnisgenera Lion anscheinend sogar noch verfestigt hat, er¬ 
weist sich zweifellos als gleichermaßen praktikabel auch für 
andere Völker und zersetzt grundsätzlich das internationale 
Vertrauen, die Basis für ein dauerhaft friedliches Zusammen Le¬ 
ben, 

Seltist Der Spiegel? dessen Herausgeber und Redakteure 
sieh jahrzehntelange "Verdienste um die Umerziehung 11 erwor¬ 
ben haben, gestand diese Sachlage bereits 1966 in seiner Weise 
ein: 

3) Emst Gauss, "Cmmülai'üti zu* Zeitgeschichte - Ein Handbuch über strittige 
Fra^rt des 20. JBhrundertR",Tübingen L994, S. 1 6 
^jJohnChanritcy'/’Churehill-- The End ofGlcry 11 ! London - Sidtey ■ Auckland 
1993.5.410. r 

4a) Die Mta Dokumente, Gö£l mgen. 1 9 56, %, 9Ä. 
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Alle Deutschen Träger des Staates? 


"Nein, sie sirui bisher noch zumeist Untertanen, nichs Träger 
des Staates, Sie wükienalle 4 Jakreeine ihnen vorgelegte Liste, 
aber wissen nicht eigentlich was. Denn sie haben sich zu fügen. 
Zunächst den Va r Schlägen der Parteien, dann der Obrigkeit, die 
sichßir ihre Autorität aufdas Volk beruß, das sie gewählt habe. 

dreht und Gerechtigkeit ' Hecht ist verbürgt in einem gewis¬ 
sen Umfang wie in Rechtsstaaten, wie auch in totalitären 
Staaten. Aber die Grundrechte sind so wenig gesichert. daß 
Rechtsbräche seitens der staatlichen Behörden Vorkommen (wie 
in der Spiegel-Affäre, der Abhöraffäre usw.), die keineswegs 
eingestanden und wiederguigemacht werden. Die Richter bratt- 
chen sehr, sehr lange Zeit. Sic thronen in ihrer Unangreifbar¬ 
keit. Sie behandeln das Recht, wie sie es auslegen, ah absolut, 
fühlen sich als dessen Kenner und Verwalter und fällen zuweilen 
unverständliche Urieile .... Gerechtigkeit gibt es sowenig wie je. 
außer in dem Grad der Nachgiebigkeit gegenüber Interessen, 
die von genügentl stärken Gruppen vertreten werden, ... 

Die Verfasser des Grundgesetzes scheinen vor dem Volke 
Lurch! gehabt zu haben. Denn dieses Gesetz schränkt die 
Wirksamkeit des Volkes auf ein Minimum ein. Alle 4 Jahre wählt 
es den Bundestag. Die ihm von den Parteien vorge. legte n Listen 
oder Personen sind schon vorher durch die Parteien gewählt. 

Der Vorgang dieser verborgenen Vorwahl, die die eigentli¬ 
che Wahl isi, ist verwickelt—Aber immer sind esdie Parteigre¬ 
mien, nie das Volk, das an diesem entscheidenden Anfang 
beteiligt wäre. Man muß Parteimitglied sein, um bei dieser 
Wahl irgendwo mitvarken ... zu können. 

Auch wer Parteimitglied ist, hat als solches eine geringe 
Wirkung bei den Nominierungen, Entscheidend wählen die 
Parteihierarchie und Bürokratie,... 

Man kann kaum behaupten, daß in der Bundesrepublik eine 
politische WUlensbildung des Volkes sluitfindet.... 

Die großen Schicksalsfragen gehen nicht an das Volk. Ihre 


Beantwortung muß das Volk über sich ergehen lassen.... 

»Die Gründung der Parteien ist frei«. Das ist nur formal 
richtig. InderTat ist das Übergewicht der bestehenden Parteien 
durch ihre Organisation und ihre Geldmittel so groß, daß neue 
Parteigründungen kaum eine Chance haben. Die großen Partei¬ 
en sind selbständige Mächte geworden,... 

Die 5%-Klausel hat zur Folge, daß sich neue Parteien kaum 
entwickeln können. Sie können sich, wenn sie noch im Anfang 
stehen, im Parlament nicht zur Gei lang bringen... Die Klausel 
ist eine Sicherung der herrschenden Parteien gegen neue Par¬ 
teien. ... 

" N » T ™ Symptom dafür, daß die Parteien, statt dem Staat zu 
dienen, selbst die Staatsherrschaft ergreifen, sich mit dem Staat 
identifizieren, ist tlas in der Bundesrepublik erst später aufge- 
tretene Phänomen der Partetenfinanzierung durch den Staat. 
Die Parteien zeigen damit an, daß die Staatskasse ihre Kasse ist, 
die Steuergelder etwas, worüber sie nicht nur für Staat szwecke. 
Sündern auch für sich selbst durch Päriame nt sbe Schluß verß- 
gen. Begonnen mit einer scheinbar harmlosen Bewilligung von 
J Millionen aus der Staatskasse an die Parteien für politische 
Bildimgszwecke, wurde der Betrag ständig gesteigert (1965 
zumindest 38 Millionen), und zwar ohne Beschränkung auf 
jeden Zweck, ... 

Neue Parteien können nicht mehr entstehen. Die Initiative 
dazu aus dem Volk ist vergeblich.... 

Einen Schritt weiter gehen Regierungsparteien, dießr ihre 
Minister und den Bundeskanzler aus Staatsgeldem Propaganda 
finanzieren. ... 

Parteiemligarchie heißt: Verachtung des Volkes. Sie neigt 
dazu, dem Volke Informationen vorzuenthalten. Man will ei 
lieber dumm sein lassen,.,, Mankann ihm statt dessen erregende 
Phrasen, allgemeine Redens»neu, pompöse Moredfo rderu ngen 
und dergleichen versetzen. ..." 


Update der Zahlen: Bonner Parteien bedienen sich 


Der durch seine Kritik an den herrschenden Mißständen im 
Staat hervorgetretene Professor Hans Herbert von Arnim von 
der Speyrer Ve rwaltungshochschule hat am 30.5.1996 in Bonn 
gigantische lÖlleitung der staatlichen Gelder« an die 
Bonner Fraktionen und Parteistiftungen angeklagt. 

Danach haben sich die Zahlungen an die Fraktionen des 
Bundestages von 3,4 Millionen DM im Jahre 1966 auf 107 
Millionen DM im vergangenen Jahr um mehr als ve/dreißig■ 
facht. Bet den BumlestagsJ'ruktionen würden insgesamt 5.000 
Mitarbeiter beschäftigt. 

Die Gelder an die politischen Stiftungen seien von 14 
Millionen DM i960 auf 620 Millionen DM int Jahre 1994 
gestiegen, sind also um mehr als 44 mal höher als vor 28 Jahren. 
Dies sei eine Umgehung des Urteils des Bundesverfassungsge¬ 
richts, das die direkte Parteienfinrinzierurig begrenzte ." 

Mit seinen Rüchern werden wir uns in einer späte- 

^ StattgurtcrNachrit-hlrn. 31 . 5 . 19 %. . Ihultthtond in Geschichte und Gegen. 
Tübingen 4^l9 r >6. Al. 


ren Folge noch auseinanderzusetzen haben. Hier vor¬ 
erst nur in aller Kürze: 

"Die Zahlungen an die Landtagsfraktionen sind im gleichen 
Zeitraum von 7 auf 131 Millionen hochgeschossen." 7m 

Niehl inbegriffen sind hierbei die Zahlungen auf 
Kreis- und Kommunalebene. Da in den Genuß dieser 
Staatsmittel nur Parteien gelangen, die die 5%-Hürde 
überwunden haben und Fraktionen bilden können, 
haben sich neu bewerbende Parteien, die schon durch 
die vielfältig verschachtelte Parteienfinanzierung bis 
hin zu steuerbegünstigten Spenden und deren erneute 
50%-igen Staatszuschuß auslösende Wirkung für die 
Partei ungcbührlich benachteiligt sind, garkeineChan.ee 
mehr. Die Demokratie ist zur Farce geworden. 

6: ihr Spiegel, 17/19«. S. 4? - 64, - Karl Jaspers, "Wohin treib) die Bundes, 
republikr 

7 Hans Herbert votl Arnim, "[Ha Partei, der Abgeordnete und das Geid ■ 
Ptuteienfinarr.iemcig in 1 Jcutscllland" Miincheis 1996. 
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“Die öffentlichen Mittel der Parteisüßungen sind von völli¬ 
ger Undurchsichtigkeit. Esfehli an jeder äußeren Kontrolle 
der in eigener Sache Entscheidenden ." 71 (]Tn 

"Rechnet man altes zusammen, was der Staat für Parteien, 

Update des 

Oberstaatsanwalt Dr. Helmut Kalkbrennen 
München; 

x 'Die Bürger werden in keiner Weise gefragt, sie haben nur 
zm gehorchen, zu zählen und (he Folgen zu tragen. Das Volk wird 
als zu dumm betracht er um über seine eigenen Angelegenheiten 
befinden zu können. Das Mrffc wird als einsichtslose Masse 
verachtet, de r man [Brot und Spiele 1 zu bieten hat, die. man aber 
nach Bedarf mit Hilfe willfähriger M assenmedien manipulieren 
kann. Dem Volk wird lediglich die Rolle des Stimmviehs zuge¬ 
standen, das ade 4 Jahre zur sogenannten Wahl trotten darf 
nachdem es durch den Wahlkampf der Etablierten mit ent spre¬ 
chender Gehirnwäsche daß r reif ge macht worden ist. Dann darf 
es von den Bundespa rteien aufgestellte Bewerber, die es zumeist 
gar nicht persönlich kennt, ankreuzen und hat damit seine 
Pflicht und Schuldigkeit getan. Es kann sodann seine Summe im 

Notwendige 

Die 4. Staatsgewalt neben der legislativen, exekuti¬ 
ven und judikativen ist die Medienherrschaft, Sind 
Rundfunk und Fernsehen in der Hand der "gesell- 
schaftheb relevanten Gruppen", sprich in erster Linie 
der Parteien und der "ihnen nahestehen den'^ nicht 
widersprechenden, opportun verhaltenden Vertreter 
genehmer Organisationen, die ihre Existenzgrundla¬ 
gen von Zwangsgebühren des deutschen Volkes bezie¬ 
hen, so sänd die "Privatsender 11 ebenso wie die Presse in 
Händen von Personen, die erst durch Übereifer an 
erwünschter Naehrichtengebung, Kommentierung und 
Wohl verhalten gegenüber den internationalen Schritt¬ 
machern in die Riege der Meinungsbilder aufgenom¬ 
men und gefordert worden sind oder überhaupt aus 
deren Reihen stammen. Auch in ihren Kreisen führen 
abweichende Meinungen ins berufliche Aus. 

Si nd bet ei ts 50% all er Pari am enta r ier B e am le, a ls o 
dem politischen Dienstherrn über den parteigeb und e- 
nen Fraktionszwang hinaus zusätzlich zur Treue ver¬ 
pflichtet und damit nicht mehr unabhängig, so werden 
auch die -- vor allem die hochgestellten -- Richter 
ungeachtet ihrer gepriesenen Unabhängigkeit nach 
dem Parteiproporz ausgewählt. Auch bleiben insbeson¬ 
dere sie in politisch schwierigen Entscheidungsfragen 
angewiesen auf ■■ ebenfalls dem Parteiproporz gemäli 
ausgewählte - Experten, die sich durch opportunen 
Eifer parteipolitisch hochgedient haben. Der sogenann¬ 
te "heimliche Dritte Senat''-- die jeweils 3 wissenschaft¬ 
lichen Mi Lar beiter der 10 obersten Verfassungsrichter, 
die in keinem Geschäfts verte i lungsplan auftauchen, 
keinem Aus wähl verfahren nach Art. 94 GG unterwor¬ 
fen und kaum auswechselbar sind -- wird bereits viel¬ 
fach als "Herr der Verfahren" bezeichnet, 

“denn der Berichterstatter des Ersten und Zweiten Senats 


Fraktionen, parleinahe »Stiftungen*: und Abgeordnetenmitar¬ 
beiter derzeit aufbringt, so kommt man in einer vierjährigen 
Legislatu rperiode auf rund & Milliarden DM, pro Jahr also auf 
l ? S Milliarden Mark . Ir T)cS - 1561 

Programms 

wahrsten Sinne des Wortes 'abgehen*t denn es hat jetzt 4 Jahre 
nichts mehr zu sagen. Die Bürger haben dem An gekreuzten eine 
Blankovollmacht erteilt, mit der er machen kann, was er will. 
Daß die Gewählten hemmungslos davon Gebrauch machen, hat 
die Vergangenheit zur Genüge bewiesen. ’"" 

Ein hoher Staatsschützer zum verfolgten mündi¬ 
gen Staatsbürger Meinolf Schönborn, der von seinen 
demokratischen Rechten, eine eigene Meinung haben 
zu dürfen, im national-freiheitlichen Sinn Gebrauch 
gemacht hatte: 

"Es ist mir scheißegal, ob 20, 40 oder 60% der Deutschen 
gegen dieses System sind. Solange keine Alternative da ist. ist 
das völlig ungefährlich. Und sollte eine Alternative aufireten, 
werden wir sie in die Tonne kloppen. IV* r werden dafür sorgen, 
daß es niemals eine Alternative gibt. fi 9: ' 

Ergänzung 

übernimmt nach aller Erfahrung fast ausnahmslos das von 
seinen Assistenten entworfene Votum -- ürswci/cfl sogar ohne 
das Original der Beschwerdeschrift ganz oder zumindest in 
Teilen überhaupt genau gelesen zu haben. Dieses Votum gehe 
dann den beiden anderen Kamrnermi[gliedern im sagenannten 
Umlauperfahren zu und werde von diesen nicht selten blind¬ 
lings al?gezeichnet . w|ü: ' 

Mehrfach wurde bereits in den HT auf Bedeutung 
und Folge Wirkung der -- im Gegensatz zum Grundge- 
se tzartik el 3 - - ge setz 1 ich v eri'ügle n U nie rschied I i chk eit 
der Rechtsstellung zwischen dem deutschen Volk bzw. 
den deutschen Menschen einerseits und bestimmten 
Minderheiten ( 'Gruppen, die im Widerstand gegen eine 
-»die ns-«- Gewaltherrschaß gestanden hatten'*) ande¬ 
rerseits hingewiesen. IL) Ein Relikt aus der Besatzungs- 
zeit Allein schon hierdurch sind die Grundsätze einer 
Demokratie unterhöhlt und das darauf begründete Herr¬ 
schaftssystem zur Farce degradiert. 

Vergegenwärtigt man sich zudem, welch gewaltige 
Bedeutung die international verzahnten Geheimdien¬ 
ste und Logen bei der Steuerung sogar weltpolitischer 
Entscheidungen haben, was grundsätzlich bekannt, 
nur in den Details weitgehend geheim ist, so mutet es 
geradezu grotesk an, wenn der bundesdemokratische 
deutsche Staat 1968 das noch aus dem Dritten Reich 
ü bemorn me ne Verbot de r G ehei mbü ndel e i k om in e n tar- 
los abgeschalll hat. Am 25- Juni 1968 wurde im Achten 
Strafreohtsanderungsgesetz der £ 128 StGB ohne jede 


&) ttemsdikutd - Schrift JUr tww Ordnung, Remscheid 1995, Folg* 1 Kl 2, S. 
21 . 

9) Pr^seerkläriLn& F-'rvsilwit Uisd Gertfcfotig k K -k für Meinolf SchC^lNora". iü. v. 

cbswinwuLt E>. Haa^-Güid£TEb«ii^r am 15.7.1996, 19260 GüL-denbuw. 

10) Vtüth<MrTag*&ktiC 22,8.1995. 

11 > StrafGesetzbuch f 194 Vg]. Ht % Nr. 7,12,11,21,25,29, 34, 42,45, 5fi, 67. 
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Begründung gestrichen. 1 ® Er hatte folgenden Wortlaut: 

"§ 128 (Geheimbiindeiei) 

Die Teilnahme an einer Verbindung, deren Dasein. Verfas¬ 
sung oiier Zweck vor der Staatsregierung geheimgehalten wer¬ 
den soll, oder in welcher gegen unbekannte Obere. Gehorsam 
oder gegen bekannte Obere unbedingter Gehorsam verspro¬ 
chen wird, ist an den Mitgliedern mit Gefängnis bis zu 6 
Monaten, an den Stiftern und Vorstehern der Verbi ndun g mit 
Gefängnis von / Monat bis zu l Jahr zu bestrafen. 

Gegen beamte kann auf Verlust der Fähigkeit zur Bektei- 
dwg öffentlicher Ämter auf die Dauer von I bis zu 5 Jahren 
erkannt werden ." 

Doch aus dieser Gesetzesänderung darf nun nicht 
etwa gefolgert werden, einem jeden sei damit gestattet, 
eme Geheimloge zu gründen oder ihr anzugehören und 
si ch mit G1 ei chgesi unten, abgesehir mt vor Verfa ssungs- 
schutz und Staatsschutz, zu treffen, zu beraten, Kon¬ 
takte auszubauen. Weit gefehlt! 

Schließlich bietet noch § 129 StGB genug Möglich¬ 
keiten, jedwede "kriminelle Vereinigung" zu zerschla¬ 
gen. Nach Verständnis des bundesdeutschen Staats¬ 
schutzes sind damit von vornherein alle "rechtsextre- 
men theoretisch auch "links-extremen" Gruppierun¬ 
gen auszurotten — so der Forderungs-Tenor des israe¬ 
lischen StaatspräsidentenEzerWeizmaim am 16.1.1996 
vor dem Deutschen Bundestag gegenüber nationalen 
Bestrebungen in Deutschland, ein Wort, das dann so¬ 
fort bundesoffiziell verschönt mit "von der Wurzel her 
ausreißen" wiedergegeben wurde <vg! htn r. 7o, S. 0. Das 
gilt freilich auch für den Fall, wenn die ersteren sich 
ausschließlich als Wahrer nationaler und völkischer 
Inte resse n z us am menfi nden, Die Definition dessen, was 
rechtsextrem" oder "linksextrem'' ist, obliegt dem Er¬ 
messensspielraum der Staatsanwaltschaft und der Ge¬ 
richte. Tn der Praxis jedenfalls ist dieser Rahmen so w r eit 
gefaßt, daß jede unerwünschte Grupponbildung, und 
sei es, wie gehabt, ein Pfadftnderbund oder ein Treffen 
einiger nationaler Publizisten als "kriminelle Vereini¬ 
gung stigmatisier bar und damit zerschlagbar ist. 

Wer jedoch ist es, der diese "Unerwünschtheit" und 
da mit die Krimi nali s i erung aus zugrenzender M einungs¬ 
träger postuliert? Im heutigen Bundes-Deutschi and 
pflegt man eine solche Frage "mit Rücksicht auf das 
Ausland 2 u beantworten, was gleichzeitig die rechtli¬ 
che Stellung des deutschen Volkes im Rahmen der 
internationalen Staatenwelt, aber auch den Wertgehalt 
der bundesdeutschen Demokratie kennzeichnet- Eine 
Fülle von in jedem Staat der Welt als normal, selbstver¬ 
ständlich, national, demokratisch legitim eingestufter 
Gruppierungen junger und älterer Menschen verfiel im 
Verlauf der Nachkriegszeit in der BRD diesem Verdam- 
mungsurteil und damit Verbot. Zur gleichen Zeit jedoch 
werden Schleusen zur Einwanderung "politisch Ver¬ 
folgter" aller Herren Länder geöffnet! 

Doch nicht nur Verbote von gut bürgerlichen Verei- 
nigungen sind Kennzeichen bundesdeutschen "Demo- 
kratieverständnisses", sondern in zunehmendem Maße 
auch die Kriminalisierung von Schriftstellern und Hi¬ 
storikern so wie die Vernichtu ngwissense huftlicher Un - 

12) JHiBI I, 1%S, 2 V. Juni 196«Tf5r. 43, S. 74 %. 


tersuchungen und damit von Beweismitteln. 

Der deutsche Erlebniszeuge Hans-Werner Wol¬ 
tersdorf formulierte diese Situation angesichts seines 
jüngsten Strafprozesses wie folgt: 

“Mitoffenen Armen haben wir sie empfangen, die Dissiden¬ 
ten aus den Ostbloddündern, die wegen ihrer kritischen, mißlie¬ 
bigen, also staatsfeindlichen Schriften oder Äußerungen be¬ 
straf wurden ode r rechtzeitig fliehen konnten. Hier avancierten 
sie zu Helden, zu Kämpfern fiir die Meinungsfreiheit.... 

So geriet es (mein neues Buch "Die Ideologie der neuen 
l&elLordnnnj!’', -- d. Vcrf.) auch in die Hände eines parlamen¬ 
tarischen Staatssekretärs, der sich spontan zu einem Besuch bei 
mir anmeldete... und mich mit den Worten begrüßte; 'Dan ist 
das beste Buch, das je auf diesem Gebiet geschrieben 
wurde, ‘" 

Doch dann folgten Hausdurchsuchung und Beschlag¬ 
nahme auf Grund einer Anzeige wegen "Volksverhet- 
zung . Ein halbes Jahr später überreichte ein Polizei be¬ 
amte? die Anklageschrift mit- einem Gutachten ohne 
Herkunftsnachweis, ohne Unterschrift, ohne .Datum. 

"Du waren scheinbar wahllos Passagen aus meinem litteh 
aneinanderge reiht m ii der anschließenden Beurteilung, daß das 
rassistisch und volksverhetzend sei. Es hätte ebensogut 'Hansel 
und GreteI' mit derselben Beurteilung zitieren können.... 

Der Kriminalbeamte, der die Beschlagnahmt durchgeßihn 
und mitbekommen hatte, daß der Staatsanwalt das Buch noch 
gar nicht gelesen hatte, beruhigte mich: Die Anweisung kommt 
von ganz oben, Irgendeiner der Parlamentarier, demder Staats¬ 
sekretär votier Begeisterung mein Buch zage steckt halle, muß 
ganz eben das Verbot -■ und damit die Bestrafung-- veranlaßt 
haben. Der Richter , der nicht einmal wußte, war 'ein Gojint'ist, 
wäre ohnehin überforden gewesen, irgetuletwas zur Sache zu 
sagen." 

Urteil: I, iteraturvernichtung und Geldstrafe von 120 
Tagessätzen zu DM 200,- = 24,000 DM. 1,1 

Dies nur ein symptomatisches Beispiel für viele 
' rechtsstaatliche" Quittungen, die "mündige Bürger" 
dafür erhielten, daß sie von Ihrem Grundrecht auf freie 
Meinung Gebrauch gemacht haben. 

f Der nach Deutschland remigrierte Generalstaats^ 
anwait Fritz Bauer (Hessen} beschrieb in den 60er 
Jahren die Notwendigkeit unentwegter Prozesse ge¬ 
gen "Nazis" mit den W T orten: 

"Sie zeigen uns, wie nahe wir doch dem Affenstadium sirui 
und wie dünn die Haid der Zivilisation war und ist ." l4 > 

Wer also begriffen hat, daß der Deutsche sich erst 
i m Ent wi ck 1 u ngss ta di um des Affen befi nd et, weiß auch 
von vornherein, wer der Mensch und auf wessen Seite 
das Rocht ist, Wenn Fritz Bauer auch von "wir" und 
ims’ sprach, so hat er sich und seinesgleichen als 
Ankläger gegen Deutsche natürlich davon ausgenom¬ 
men. Nur Affen merken vielleicht diesen Unterschied 
nicht, auch nicht, daß ausgerechnet ausschließlich 
ihre historisch- wissenscha ftl i ob o Lite ra tur i n dem vo n 
aus erwählten Anklägern beherrschten Staat mittels 
Ausnahmegesetzen und hohnsprechender Justizpra- 
\ xis zur Vernichtung befohlen wird. __ ) 

13) Stimme ries Gewitsens. Hrsg Weltbund ztliti Schulze des Utens, Vlolho, 
.ScpUOkt, 1096, S.O - ]!, 

H) Caspv V(in Sthratck- SiSziüg,' CWaJurw ätsche". München ]<JH I, S, 274 . 
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Umerziehimgsdogma nach 1945 
in der "voll souveränen" Bundesrepublik 
Beweise nicht erforderlich, Sprüche genügen 


Ist es Unkenntnis oder Infamie, wenn die tonange¬ 
benden Politiker, Historiker und ihre Medien unbe¬ 
streitbare Tatsachen gegen die All ein schuld Deutsch¬ 
lands nicht zur Kenntnis nehmen wo 11 en und sich dafür 
servil der Sieget-Sprachregelung* dem Sieger-Recht 
und der von Washington, Moskau, London und Paris 
verordnet gewesenen Umerziehungsgeschichtesehrd- 
bung von 1945 auch noch im Jahre 1996 unverändert 
verpfl i chte t fühl e n? Gege n Unk e n ntni s di ese r v o n B o n n 
aus agierenden Dogmatiker spricht, daß sie binnen 50 
Jahren seit 1945 nicht ein L Tüpfelchen von ihrer Aus¬ 
gangsposition der absoluten Schuld Deutschlands für 
alles und jedes "von Anfang an" abgewichen sind und sie 
demzufolge nicht einen einzigen vorgelegten Gegenbe¬ 
weis zu t Rcnntni s genommen und in ihr Geschichtsbild 
aufgenommen haben und sie zudem über bisherige 
Abkanzelungen hinaus dazu übergegangen sind, wis¬ 
senschaftliche Literatur und Beweismittel mittels Straf¬ 
prozessen zu vernichten. 

Zur Kennzeichnung dieses Folitklimas nur einige 
markante Sprüche dieser Art: 

Prof . Theodor Eschenburg schrieb im Jahre 1964: 
"Die alleinige Schuld Hitlers (am Zweiten Weltkrieg) ist eine 
Grundlage der Politik der Bundesrepublik," ^ 

Erforderte dann H alles zu unterlassen und zu unter¬ 
binden h was die Glaubwürdigkeit dieser Auffassung 
über die Ursachen des Zweiten Weltkrieges in Frage 
stellt. Man könnte mit den Worten des us-amerikani- 
schen Historikers Fxlmar Barnes ergänzen: 

"Wenn sich dieses Gnmddogma nicht aufrechterhalten läßt , 
wird der Zweite Weltkrieg zum größten Verbrechen der Ge¬ 
schickte das zur Hauptsache, auf England, Frankreich und 
den Vereinigten Staaten lastet. " ]61 

Barnes hätte in richtiger Reihenfolge die Verant¬ 
wortlichen um Stalin, F,D. Rposevelt, Winaton Church¬ 
ill, den polnischen Außenminister Josef Beck undD&la- 
dier in Paris benennen müssen. 

Da Geschichte immer eine Wahrheit auf Zeit ist und 
neue Untersuchungen neue Ergebnisse bringen, for¬ 
derte Prof. Eschenburg zur UnWahrhaftigkeit und Ma¬ 
nipulation auf. Er stand nicht allein. Der Schweizer 
Prof* Walter Hofer, langjähriger Dozent an der Deut¬ 
schen Hochschule für Politik in Berlin-West, forderte 
gleichermaßen, "die braune- Ära dürfe nicht objektiv 
betrachtet werden:' ]TJ Andere verweigerten jedwede 
Diskussion mit "Ewiggestrigen 11 , also jenen, die zur 
Kriegsschuldfrage oder zur Kriegsverbrechensthema- 
tik, ja zum Dritten Reich schlechthin,, eine andere 
Auffassung m i t h i s to r i schein Fakte um ate ri al bei egten. 

15 ) 'äTieodor " Ausderpoliijscheo Praxis der Brndesrep^Wik", Ort? 

1964, S. 164 f. 

16) Hlimf Baines h "Die deutsche KL , ieg$kdriuldfTaä£ ,, ) Tübingen 1968, S. 58 - 62. 

17) Waller Hofer, "Die Eptfcssching des ^weiten Weltkrieges 11 ! Stuttgart [$ 55 , 
Vorwort 


Solches Verhalten wollten sie als allein seligmachendes 
Demokratie Verständnis gewertet und abgesichert wis¬ 
sen. Sie verschafften sich Strafgesetze mit weiten Er¬ 
messensspie [räumen zur Aburteilung von Mitbürgern 
und auch Wissenschaftlern, die ihre einseitige Auffas¬ 
sung "anzweifeiten", "leugneten", Ir in Abrede stellten ", 
'Verunglimpften", "beleidigten"\ die besiegte Staats¬ 
macht^"verherrlichten" oder V erbarm losten 1 , usw,. Sol¬ 
cherlei im Strafrecht verankerten Vokabeln ermöglich¬ 
ten jedwede - auch wissenschaftlich belegte -- Richtig¬ 
stellungen dem Strafrechtsbereich zuzuordnen und so¬ 
mit jede unerwünschte Meinung zu vereiteln. 

Wie sagte doch Bundeskanzler Helmut Kohl in 
seiner Regierungserklärung zum l. September 1989?: 

"Hitler itat den Krieg gewollt; geplant und entfesselt. Daran 
gibt es nichts zu deuteln. 

Wir müssen entschieden allen Versuchen entgegentreten, 
dieses Urteil abzu schwächen. Das ist ein Gebot de r Wahrhaftig - 
keil und des politisch-moralischen Anstands. '" A:} 

Ein Historiker hatte sich an das Bundeskanzleramt 
gewandt, um für diese Behauptung die Beweisführung 
zu erhalten. Nach monatelanger Verweigerung blieb 
die Antwort auf seine wiederholten Anfragen Schwei¬ 
gen, Der Petition sau sschuß des Bundestages bediente 
rieh eines ähnlichen Spruches ohne die angeforderten 
Beweise und lehnte den Antrag des Petenten mit den 
Worten ab: 

"Dir der Aussage des Bundeskanzlers zugrundeliegenden 
historischen Tatsachen sind allgemein bekannt und jedermann 
zugänglich., 

Indem a mtli chen Sprüche ritual ist je de s Wort falsch. 
Hitler hat weder den Krieg gewollt, noch geplant, noch 
entfesselt! Die "historischen Tatsachen" waren grund¬ 
sätzlich andere!Der Krieg war seihon Monate vor dem 
1. September 1939 durch den auch von den USA mltver- 
anlaßten Vertragsautomatismus der Briten, Franzosen 
sowohl mit Polen (31. März und 6. April 1939) als auch 
mit der Sowjetunion (24. Juli 193 9) sowie durch Stalins 
Weltherrschaft*-Langzdtplanung unausweichlich ge¬ 
macht und schließlich durch die polnischen Gebietsan¬ 
sprüche und Grenzverletzungen sowie die planmäßig 
organisierte wirtschaftliche Ruinierung, Vertreibung 
und Ausmordung der deutschen Minderheiten im Kor¬ 
ridorgebiet ausgelöst worden. 

Für die hier angeführten Tatsachen liegen seit Jahr¬ 
zehnten eine Fülle von in» und ausländischen Nachwei¬ 
sen verschiedenster Art vor, die sowohl dem Buch 
"Wahrheitfür Deutschland - - Die Schuldfrage des Zwei¬ 
ten Weltkrieges" als auch anderen ausführlichen Doku- 

IÜ) Pj> Wdt. 2. September I ^80 - Bulletin d*S Fresse- Uüd Iüform&t i HtsamAes 
Clt BundosroLny Nr. S4. S, 734; ähnlich auch im Bulletin vom 22.6.1900. 
Nr. 79,5. 675. 

19) Unabhängige Nachrichten, April 1 3^2. S. 10. 
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menUti o neu a! le r am Krieg bete il igt ge w esene n La nd e r 
zu entnehmen sind. 

Neben he weis losen Sprüchen und Hinweisen auf 
Tend e nzlite ra tur ei ge ner P ro veni e nz v ersteht ma n si ch 
auch auf einschüchternde Ablenkung. 

So z.E, Bundestagepräsident a.D. Hu in er Barzel: 

" Wer die Schuh? tidien am 4 usbruch des Zwe iten We Itkrie - 
ges relativiert, ist mein Gegner/' m 

Das Schleswig-holsteinische Innenministerium in 
Kid setzte die Zurückweisung der deutschen Allein¬ 
kriegsschuld mit Rechtsradikalismus gleich, was nach 
her rsch o nde r Sp ruchpr axis von Verfa s su ngasehu tz u nd 
Gerichten einer Kriminalisierung gleichkommt: 

"Kr {der Recht sradlkalismus) sei durch Versuche ge kenn¬ 
zeichnet, die Verbrechen der NS-Zeit insbesondere die Kriegs¬ 
schuld frage, zu relativieren und zu verharmlosen/' 1V} 



So einfach ist es, dem Volk das selbständige Denken 
zu verleiden und dem Zeitgeist zuliebe unbequeme, 
historische Forschungsergebnisse - auch namhaftester 
ausländischer Historiker -- zu unterdrücken. 

Prof. Dr. Bolko v* Richtkofen zog als langjähriger 
Hochschullehrer schon Vorjahren das Resümee: 

"Die Alleinschuldthese gegen Deutschland ist ein politi¬ 
sches Fröpagandamärchtm und keine historische Wahrheit, 
Auch wer das aus, Verkrampft he it seines Denkens, mangeln¬ 
der Queüenkenntnis und fehlender I^rgik oder um tnachtpok* 
tische r, gegen Recht, Wahrheit und Menschlichkeit gerichte¬ 
ter Ziele willen auch fernerhin nicht wahrzuhaben wünscht* 
ändert daran nicht das Geringste, Vielmehr belastet er durch 
sein Verhaken nur sich und seine Anhänger/ T 23 ’ 


'Ein Antisemitismus, der in der deutschen Gesellschaft tief 
verwurzelt war: Pogrom äh Volksbelustigung, finden-Baden, 9. 

November IQ3&/ 1 

Bild + Test sind gefälscht! Das erstmalige Er¬ 
scheinen 58 Jahre nach dem Geschehen erweckt von 
vornherein Verdacht. Doch der rechte Mann ohne Bei¬ 
ne frei schwebend und seine ins Unwirkliche aus laufe Ti¬ 
de rechte Schulterpartie (im Bild linke Brite) ist trotz ''Par¬ 
teiabzeichen" eine Zumutung für den gesunden Men¬ 
schenverstand! Ergänzende Fälschungsindizien sind 
die rechte weiße, ohne Steinbreite ab reiße nde "Haus¬ 
wand r 3 das überlichtete Gesicht des Polizisten im Ver¬ 
gleich zu den schattigen anderen Gesichtern, das ver¬ 
zeichne te Hakenkreuz auf der Armbinde des linken 
Mannes, die im Schwarz verschwimmenden Beinparti- 
en, die unförmigen Unterschiede in der Dicke der Füße, 
fehlende Schattiemngsübergänge an den Uniformen 
und außerdem die fehlenden historischen Belege über 
Tatort, Tatzeit, Zeugen, Namen usw. Da die "Kristall¬ 
nacht" am 9.11.1938 erst zur Nachtzeit spät begann, 
konnte ein solcher ohnehin verboten gewesener Vor¬ 
gang auf gar keinen Fall schon zur Tageszeit und schon 
gar nicht in Anwesenheit eines Polizisten stattgefun¬ 
den haben1 


Ein schon fast vergessener Fall 

Ein israelischer Schüler (Mindeijähriger) bewirkte 
die Vernichtung von 21.000 Kriegsbüchern über die Waffen-SS 
und die Vernichtung eines deutschen Verlages 


Das ermöglichte das Jtechtssy stem der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland bereits im Jahr 1962, 

Es geschah in Köln: Der minderjährige Gastschüler 
aus Israel riß Werbcplakate für militargeschichtliche 
Bücher über die Waffen-SS von einem mobilen Ver¬ 
kaufswagen herunter und schrie: 

,T Aus meiner Familie sind unter dem Zeichen der SS über 
hundert Verwandte umgebracht worden^ 

Die Einzelheiten hat Verleger Helmut Gramer in 

20) Dit ftWe 9- AugLi ei 1959. 

2 L) Die tr^F. Nt. 22% 1. Oktober 1901. 

22) Helmut CrattkT. "Wie sind wir doch sö frei - auw^iV - Emkri Luther hScrictll 
utej den Skandal um 21.000- K ricfpbttcher der Waffen-SS", Königs wütet 
1973. 


seinem Buch "Wie sind wir doch so frei - auweih! M2a> der 
Öffentlichkeit unterbreitet - 

Die Staatsanwaltschaft sorgte für sofortiges Verbot 
eines weiteren Verkaufs, Beschlagnahme. Einseitige 
M e d i ot] i Informationen fo lgten. 

Der gewi Q neutrale Kyfifiiäu&er sehriebin Nr. 5, Mas 
1964 über diese Bücher: 

«Für Deutschland* nennt sich eine im Ring-Verlag „ 
Helmut Crümer, Siegburg, erscheinende Buchreihe, die über 
Kampf und Einsätze der Waffen-SS berichtet. Nach demZusam- 

2:0 BotkoFihr. von R i ehthafefl, "Kricgsat - huld. 1939- ] 94 1 ! ',2. 'feil: "!>erSchtlLdun- 
tei] der Mdfcrtn M H Valtrslctien 1070, S. U- 
2A) Jüdische A tlgzmeiflC . 2 . Mäi 1996 
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menbruch wurde die Waffen-SS in einer beispiellosen Metze 
diffamiert und mH Vorgängen in Konzentrationslagern und 
rückwärtigen Gebieten belastet, mit denen de als Frmuruppe 
auch nicht das geringste zu tun hatte, Ihre 36 Divisionen mit 
900.000 Soldaten verloren über 360.000 Mann vor dem Feind; 
30.000 werden vermißt. Diese Zahlen allein sind der Beweisßr 
die Härte der Einsätze dieser auch vom Gegner anerkannten 
Truppe. Die Huch reihe dient ohne politische Tendenzen der 
Wahrheit.“ 

Doch Unksradikale Literaten mahnten den Staats¬ 
anwalt 7.ur Eile. Die Bandesprüfstelle für jugendge¬ 
fährdende Schriften in Bad Godesberg war auch schon 
zur Stelle, doch von einer "Prüfung 1 ' konnte der Verle¬ 
ger nichts feststellen. Sachliche Ausein ander Setzungen 
fanden nicht- statt. Indizierungen folgten. 

Am 11.6.1963 war es dann soweit: Ein Staatsanwalt 
übergab den Beschlagnabmebeschlufl. Begründung: 
"Verdacht auf Staatsgefährdung gemäß $ 88 Abs r 2, 93 
94, 95 , 98 StPO " 

2L326 Bücher im Werte von 213.260,-- DM wurden 
Fl sicherge&telH n ; als Folge davon verlor eine kostspielige 
Verkaafsorganisation ihre Grundlage und mußte auf¬ 
gelöst werden. Die beiden ersten Bände der Buchreihe, 
die überden Einsatsraum Breslau berichteten, blieben 
zunächst gegen den Willen des Staatsanwaltes mit 


Rücksicht auf die damals noch nicht ganz ausgeschalte¬ 
ten Vertriebeneuorganisationen verschont. 

In den anschließenden Gerichts!nstanzen erwies eich 
auch hier, daß aufSachargumente dos inzwischen An¬ 
geklagten überhaupt nicht eingegangen worden ist. So 
z.B. auf den Einwand von Otto Skorzeny, daß sein Buch 
"Geheimkommando" bereits 1940/1950 ohne jede Bean¬ 
standung von einem anderen Verlag mit mehr als 10.000 
Exemplaren verkauft- worden war und 13 Jahre später 
ja nicht plötzlich staatsgefährdend sein könnte, was all 
die Jahre zuvor niemandem aufgefallen war. 

Inzwischen war auch die Hexenjagd gegen die Auto¬ 
ren angelaufen: Angeklagte, "Kriminelle". 

Der Verleger sah als Ausweg vor wirtschaftlichem 
Ruin und möglicherweise Gefängnis nur noch das Exil. 
Er bemächtigte sich seiner beschlagnahmten Bücher 
und begab sich nach Ägypten. Dort verdächtigte man 
ihn als Agenten Israels und versuchte später, ihn in 
eine Arbeit gegen die Bundesrepublik einzuspannen. 
Jahre später kehrte er zwar wieder nach Deutschland 
zurück und konnte mehr oder weniger glückhaft auf 
Einstellung der Verfahren infolge Verjährungreflektie¬ 
ren, doch für Entschädigung oder einen verlegerischen 
Neuanfang gab es keine Chance. 


"Presseinformation" 


1 IN iede r .säe h sisc h es 1 nnen mhiisterlu m 
Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
21 + 12 + 1 992 N u mmer JMW92 

Deutscher Kameradschaflsbund 
Wilhelmshaven verboten 

Der uicdersäcb sischc Inncnm inister und steil vertretende 
Ministerpräsident Gerhard GtogowflMhat mit Verfügung vom 
13. Dezember 1992 den Deutschen Kameradschaftsbund 
Wilhelmshaven' (DKB) verboten. 

Das Verbot ist am Montag morgen durch die Zustellung der 
Verbotsverfügung an den eßleti Vorsitzenden des Vereins in 
Kraft getreten. Danach ist der Deutsche Kameradsdhaftsbund 
Wilhelmshaven eine rechtsextremistische Vereinigung, die sieb 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung im Sinne des Artikel 9, 
Absatz 2 des Grundgesetzes und des § 3 Abs. 1 des Vercinsge- 
setzes richtet. 

Bei Durchsuchungen von 24 Wohnungen mutmaßlicher 
Mitglieder des DKB hatte die nieder sächsische Polizei am 9. 
Dezember 1992 umfangreiches Beweis material für eine gegen 
die freiheitlich demokratische Grundardnung gerichtete Tätig¬ 
keit dieser Vereinigung sichcrgesicilt. Nach dem Grundsatzpro¬ 
gramm bat sieb der DKB /.um Ziel gesetzt: 'Kameradschaft 
zu fördern und deutschem Kulturgut, zu pflegen', siel] 
gegen 'Überfremdung und Asylbetrug 1 zu wehren, eine 
Volksdeutsche und heimattreue Erziehung 1 an unseren 
Schulen einzuführen, das 'ungeborene Leben' zu schützen, 
sich für eine ‘großzügigere Förderung der deutschen 
Familie' einzusetzen, eine WegwerFgesellechaft 1 aus Grün¬ 
den des Umweltschutzes zu vermeiden, 'Deutschland iu den 
Grenzen von 1937' wieder hgrzu&Lcllcn und Schluß zu ma¬ 
chen mit der 'Besudelung der deutschen Geschichte'. Der 
DKB versteht sich allgemein als “Sammelbewegung 1 junger 


unzufriedener Rechtsextremisten, insbesondere aus dein neona¬ 
zistischen Spektrum. Er vertritt in seinen Hug blättern, Einla¬ 
dungsschreiben zu Veranstaltungen und anderen Aktivitäten 
offen eine extrem a Ränder feind liehe unduationaHsüsche Po¬ 
sition, 

Die Organisation und Tätigkeiten des DKB erstrecken sich 
nicht über das Gebiet des Landes Mieders achsen hinaus. 

Aufgrund der jetzt ergangenen Verbots Verfügung macht 
sich strafbar^ wer sich weiterhin als Mitglied des DKB betätigt 
oder seinen organisatorischen Zusammenhalt aufrediterhäli. 
Zugleich ist verboten, für den DKB Ersatzorganisationen zu 
bilden oder fort Zufuhren, die deren (statt dessen, - d. Verf.) 
verfassungswidrige Bestrebungen weiter verfolgen. Kennzei¬ 
chen des 'Deutschen Kameradschaft&bund Wilhelmsha¬ 
ven' dürfen nicht mehr verwendet werden, Das Vermögen des 
'Deutschen Kameradschaffebund Wilhelmshaven' wird 
beschlagnahmt und eingezogen. 

L&vesallcc ö 3Ü0Ü Hannover" 

Volks trauertag, Frankfurter Paulskirche 
17. November 1996 

Veranstalter: KV Volköbimd Deutsche Krie^^räberfürsorgf* 
Redner: Prof Michael Wolflfeohn 
anschließend 2 Schülerinnen, J. Semprun zitierend; 

n A He gefallenen deutschen Soldaten des Zweiten Weltkrieges 
wiegen zusammen den Tod eines einzigen ermordeten Juden 
nicht auf- “ 

BRD « der Staat der unbegrenzten Zumutbarkeiten. 

25} /Air Schleifer, ngbau#. 1 □ 29- 3-1993, -S. 5. 

26} Der Schksier. RedfJi n&hausen, 7.2. ] 997, S. 3 
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Urteil des Obersten Gerichts von Kan^dE 

ssSyÄSS^iSissusssa'ajsccassassssär 

kanadischen B nai Bnth und den kanadischen Judenkongreß (Crim.) (Out.) (#21811} 

lg l? e ^ K 'f e * * d l ließt €lne Gar[t,1&> der Freiheit des Ausdruck* ein. Section 2 (b) der Charta schützt dae 

Ölung dürchzusetzen Dit-.-A ,!!- hi'li T, heit, politische oder soziale Teilnahme und Selhstuenairhli. 

die AuSuZ teFrtfhZtZ t‘ &nSmskaft »ftwwlt wegen Worte, die sie veröffentlicht hat, hat unleugbar 
tue Auswirkung, ehe breihat der Meinung eineuschränken und besehneidet daher section 2 (b). ..." 

tn der Bundesrepublik Deutschland ist das anders 

"Freispruch für Neonazis empört Juden und Parteien 


Hamb arg - Auf Empörung st ieß am Fre trag der Freispruch 
ßr die beiden rechtsextremistischen FAP - Funktionäre... durch 
rkis Amtsge rieht Marti hu rg. Fis kam me jetzt a Urs darauf an, 'wie 
in der Berufungsinstanz geurteilt wird', betonte der 
Vorsitzende des Zentralrats der Juden, Ig na tz Bubis.... 

Mas Vorstandsmitglied im Zentral rat Michel Friedman 
(CDU-MdB) nannte das Urteil in seiner politischen Konsequenz 
beunruhigend , Kr warf dem. Amtsrichter 'fatales Versa- 
gen vor. Die deutsche Justiz tue sich immer noch schwer im 
Umgang mit geistigen Brandstiftern, die das Wort als 
Waffe benutzen \ Irgendwann müsse mal Schluß sein -auch 
mit dem Respekt vor den Richtern. Friedman erinnerte an den 
Mannheimer Richter, der unlängst NPD-Chef Günter Decken 
Charakterstärke attestiert hatte. 

Zu Wort meldete sich auch der Schriftsteller Ralph Giorda- 
tto. Nieder einmal sei der Ungeist davongekommen , der den 
Überlebenden des Holocaust suggerieren wolle, ihre Trauer um 
die toten Angehörigen sei eine Halluzination, denn Auschwitz 
habe es gar nicht gegeben. 

DieSFD-MdB ... meinte: Wenige Tage nach dem 50. Jahres¬ 
tag der Befreiung von Auschwitz ziehe ein deutscher Richter 


Ansehen und Würde der Opfer in den Schmutz'. " iT > 
Was war bloß Schlimmes geschehen? Da war in 
einem Info-Telefon vom "Auschwitz-Mythos" die Rede, 
und der Mim Schindlers Liste" wurde kritisiert. Die 
hierfür Verantwortlichen, sogleich als "Neonazis" stig¬ 
matisiert, wurden wegen "Volk =,Verhetzung" und "Ver¬ 
unglimpfung des Andenkens Verstorbener' angeklagt. 
Der Amtsrichter begründete den Freispruch damit, daß 
die Verwendung des Wortes Auschwitz-Mythos" nicht 
mit Leugnung des Holocaust 1 gleichzusetzen und nicht 
strafbar sei. 

Würde ein alteingesessener Deutscher eine derarti¬ 
ge Richterschelte mit. der gleichzeitig damit verbunde¬ 
nen Aufwiegelung der Öffentlichkeit ("Volksverhet- 
E ung , § 130 SttiBf) und itinfluß nähme auf Gerichtsent¬ 
scheidungen höhe rer Instanz vornehmen, so würde er 
unverzüglich wegen Nötigung der Staatsorgane, Schä¬ 
digung des öffentlichen Ansehens der Bundesrepublik 
Deutschland oder ähnlichem angeklagt und verurteilt 
werden. So sind nun einmal die Sitten im Bonner 
Umfeld. 


Verurteilt wegen Weitergabe eines bzw. zweier Flugblätter gegen den "Holocaust 

Urteil vom 29.11.1979 Gesch.Nr 133 -76S/79; 133 Ds/141 


"Die Talcii der 2 Angeklagten sind nicht durch Notwchrqdcr 
MoLhiifc für das deutsche VolkgereditfcrtigL Die Ausstrahlung 
des Films »Holocaust« war beende), ein etwaig er rechtswidriger 
AngnR demgemäß nicht mehr gegenwärtig. Etwaige Nachwir¬ 
kungen des Films, imbesofidere seine eventuell noch nachwir- 
kende Aussage, stelli keinen rechtswidrigen Angriff auf die 
deutsche Bevölkerung oder die Angeklagten dar, Dem Film 
liegen offenkundige wahre latsachcn zugrunde. Soweit durch 
den Film iibcrhaupi ein Straltatbcstnud erfüllt wird, ist die Tal 
im Rahmen der Meinungsfreiheit und des Kunstvorbehalts 
durch die Wahrnehmung berechtigter Interessen gerecht fertig!. 
Seibs! wenn der Film deinerseits zum Rassenhaß gegen die 


-Film 

Js 115/73, Amtsgericht Hamburg, Abt 133 - 

Deutschen aufstachdte, wäre er nach § 131 Abs. III StGB und 
im Rahmen des Kunst Vorbehalts Straflos. Selbst wenn der Film 
»Holocaust« einen rechtswidrigen Angriff auf die Ehre der 
Deutsche» endliche, war eine Nodtilfc nicht geboten, da die 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland zumindest in 
ihrer Mehrheil gegen solche Angriffe sich nicht verteidigen wi11 
und sich durch ihre gewählten Repräsentanten, durch die Par¬ 
lamente, Regierungen und Parteien zur Schuld des deutschen 
Volkes bekennt." 89 


27) Die Wsfr, 4 . 2 , 1995 , S. 2 . 

281 UN- Unabhängige Nachrichten, Bochum 7 / 108 a 
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Revisionsbegründung zum Literaturvernichtungsprozeß 

- Um thematische Wiederholungen zu vermeiden, wurde hier auf die diesbezügliche 
Verteidigungs-Entgegnung zur Anklageschrift der Staatsanwaltschaft Bielefeld verzichtet. 
Berücksichtigt hat das Landgericht unter Vorsitz des Richters Brechmann nichts, - 


An das cten 8,S.199f> 

La ei dtferiubl Tliülefeld 

I!. Strafkammer 

Nied^rwall 71 

33602 Bielefeld 

Gesch.Z.: 2 Kls 46 ,1* 374^n StA Rblcfeld - W 1 m II - 
Betrifft: Historische Tatsachen Nr. 69 !f Pt>lens Umgang mit 
der hiatüriischtfn Wahrheit” und Nr. 80 ^ahirttHgaMifl cViaf t er u 
gün/.t Geflehlehtsfortithunff" 

Gegen daw in dieser Sache im objektiven Verfahren am 17.5.1906 
ör^an^enfi UrLtiil habe ich mtu 20 ^.1^96 Revision eingelegt. Nach 
Eingang Urt.ei istextes bei mir am L2.7.3906 bt^riLnde ieb die 
Revision minmeiu wie fuä#t; 

A. 

h 

Die im vorliegenden objektiven Verfahren angeordnete Er¬ 
ziehung der dort genannten beiden Schriften wird mit 74 d, 
76 a, 130 Ate, 4 i.V.m r Abs. 3 und 2 sowie mit § 1 89 StGB 
begründet. 

IL 

Das angefochtene Urteil wird insgesamt, also hinsichtlich 
der beiden Schriften Nr. 59 und Nr. 60, angefochtcn und dessen 
Aufhebung beantragt. 

Die Revision wird wegen fehlender Verstöße gegen die 74 
d> 76 a* 130 und 189 StGB und mit Verletzung de* Gesetzes 
begründet, das im Sinne von § 337 Abs. 2 StPO nicht neblig 
angewandt wurde. 

Nach § 74 d Abs. 1 StGB wirdeine Schri fl mit einem solchen 
Inhalt eingezogen, falls vorsätzliche Verbreitung in Kenntnis 
ihres Inhalts den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklichen 
würde. Als Straftat in diesem Sinne hat das angefochtcne Urteil 
die Besüxnmungen der §| 130 und 189 StGB angegeben. 

Hinsichtlich der beiden Druck Schriften Historische Tatsa¬ 
chen Nr. 59 und Nr. 60 ist die Einziehung in der Sicht der 
Verteidigung aber deswegen nicht gereehUbuigh weit hinsicht¬ 
lich dieser Schriften schon nicht einmal die objektiven Tatbe¬ 


stände der §§ 130 und 189 StGB erfüllt sind. 

Das angefocblene Urteil gründet seinen Einziehungsan¬ 
spruch in beiden Füllen auf 3 130 Abs. 4 i.V.rm Abs. 3 und 2 
StGB sowie auf § 189 StGB. Nach diesen Bestimm langen wird 
bestraft, wer eine Schrift, die Volks Verhetzung oder Verun¬ 
glimpfung des Andenkens Verstorbener nach den dort festge- 
stelltcn objektiven Talbcsmndsinerkinalen zum Inball hak in 
der dort angegebenen Tatbcstandsmäßigkeil in die Öffentlich¬ 
keit bringt. 

Danach müssen also zunächst die objektiven Tatbestände der 
§§ 130 Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 und 3 StGB sowie 189 StGB durch 
diese Schriften erfüllt sein, ehe sic ein gezogen werden dürfen. 

Die Verteidigung ist der Ansicht, daß aber schon einmal das 
sucht der Fall ist. 

11L 

Die Revision wird zusätzlich begründet naii der Rüge von 
Verfahrens verstoßen in bezug auf die beiden Hefte Nr. 59 und 
Nr. 60. En beiden Fällen hat sich das Gericht nicht an die von der 
Anklage inkriimnierten Textpassagen gehalten, sondern, ohne 
dies in der Haupt Verhandlung zur Sprache zu bringen* Texte 
verurteilt, gegenüber denen der Angeklagte sich nicht hatte 
verteidigen können. Durch diesen Sachverhalt ist § 264 StPO 
verletzt worden. 

Zum Vergleich der Texte, die angeklagt w r aren und jener, 
die, ohne angeklagl gewesen zu sein und die in der Haupt Ver¬ 
handlung auch gar nicht zur Sprache gekommen wärea wird 
der Ei nfach heit halber auf di c Tcx tmark ie rungen verw iesen p die 
dem Revisionsantrag des Rechtsanwalt* Hajo Herrmann in 
derselben Angelegenheit beigegeben sind. 

Die Revisionsbegründtnig folgt nunmehr für die beiden 
Hefte gesondert in der Reihenfolge der vorgetragenen UrteiLs- 
gründc. 

B. 

Erfüllung der objektiven Tatbestandsmerkmäle von § 130 
Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 und 3 StGB 


1. Die Schrift Historische Tatsachen Nr, 59 
"Polens Umgang mit der historischen Wahrheit" 


c 1 > 

An keiner Siclle im angefochtenen Urteil wird festgestcllt* 
daß irgendwelche objektiven" Tathestandsmerkmale dieser Be¬ 
stimmung erfüllt wurden. 

Nach dieser Bestimmung wird wegen Volks Verhetzung bc^ 
Straft, wer eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus 
begangene Handlung des Völkermordes-hACh § 222 a StGB in 
einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, 
öffentlich billigt* leugnet oder.verharmlost. 

Auf S, 29 stellt das; angefochtene Urteil dazu fest, es könne 
den Einlassungen des Verfassers der Druckschrift, die cs auf S. 


2 bis 3, 28 ausi'übrt. nicht folgen. Des weheren führt das ange- 
fochtene Urteil ab 5.29 unten aus, warum es diesen Einlassun¬ 
gen nicht folgen könne, ohne jedoch dabei hierzu eine wie auch 
immer geartete Subsumtion der objektiven Tatbestandsmerk¬ 
male von § 130 Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 und 3 StGB vorzunehmeu, 
Dabei fällt die einleitende Feststellung des Urteils S. 29 
unten besonders auf. Danach wird in der Druckschrift Histori¬ 
sche Tatsachen Nr. 59 der Massenmord an den Juden während 
des Dritten Reiches auf Betreiben der Nationalsozialisten "zwar 
nicht ausdrücklich geleugnet oder minimiert." Damit gesteht 
das Urteil selbst Uireki zu, daß der Verfasser der Druckschrift 
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jedenfalls (len Massenmord an den Juden im Dritten Reich gar 
nicht geleugnet oder minimiert hat. 

Vor sowie nach dieser Grundfeststellung wird weiterhin 
jedoch dann kein Versuch unternommen, irgendwelche objek¬ 
tiven TathcstandsmcrkinaJe der vorgenannten Strafbestimmung, 
gegen die der Verfasser mit seiner Publikation nach Ansicht des 
Urteils verstoßet! haben soll, zu subsumieren. 

Die Verteidigung rügt daher ausdrücklich, daß das ange- 
l'ochtene Urteil schon insoweit '"eine Rechtsnorm nicht richtig 
angewandt" hat. Insoweit liegt hier ein Verstoß gegen diese 
Bestimmung vor, der schon als solcher die Aufhebung des 
angefochtenen Urteils rechtfertigt. Denn die eigentliche Rechts¬ 
grundlage dieses Ui n zte h u ugsu rtei Is, al SO § 74 d S tGB, geh i von 
der Kenntnis des Verfassers ans, durch die "der T atbes tan deines 
Strafgesetzes verwirklicht wurde,” Ebendiesen zu untersuchen 
ist aller hier nicht er folgt- 

< 2 > 

Auf Seite 4 der Uneilsschrift lautet der erste Strafvorwurf, 
mein Mandant hätte 

"den Massenmord ein Juden während des Deinen Reiches 
zumindest angezweifeti und, in erheblichem Maße verharmlost. 
Fr bestreitet, daß es im Konzentrationslager Auschwitz eine 
massenhafte Vernicht mg van Juden gegeben habe ." 

Auf Seite 29 unten der Urteilsschrift widerspricht das LU 
Bielefeld dieser seiner vorgenannten Feststellung, indem es 
klarlegt: 

"ln der Druckschrift Historische Tatsachen Ar, 59 wird der 
Massenmord an den Juden während des Dritten Reiches auf 
Betreiben der Nationalsozialisten zwar nicht ausdrücklich ge¬ 
leugnet oder minimiert." 

Es kann jedoch nicht angehen, wissenschaftliche Literatur 
mittels eines Spruches zu vernichten, der an anderer Stelle 
desselben Urteils wieder gegenteilig bcschiedeti ist. 

Was den Vorwurf der "Verharmlosung" angeht, so ist zwar 
"Verharmlosung des an den Juden begangenen Völkermordes 
im ginne des § 220a StGB" strafbar, doch hat das Gesetz selbst 
zu diesem Begriff keine gesetzliche Definition gegeben, In 
jedem Fall bezieht er sich immer nur auf den ‘Völkermord* dis 
Gesamtheit, nicht auf Einzelheiten im Rahmen dieses Gesche- 
henskompiexes, Eine genaue Definition obliegt dem urteilen¬ 
den Richter im Eittzelfail. Auch hier wieder aber darf dieser 
Begriff nicht etwa abstrakt im Sinne Kants als absoluter ange¬ 
wandt werden, sondern muß immer konkret lalbestatidsmäßig 
bezogen sein. Das wurde früher in den Anklageschriften der 
Staatsanwaltschaft mit dem Wort ''indem der Angeklagte" 
eifigelcitcu was den Bearbeiter verpflichtete, genau zu begrün¬ 
den, worin er -- in diesem Fall -- eine solche "Verharmlosung “ 
gesehen haben will. Diesbezügliche Hinweise fehlen in dem 
Urteil vollkommen. 

Unter dem Begriff "Verharmlosen" ist schließlich alles und 
jedes zu subsumieren, was nicht unkritisch auch absurdeste 
Darstellungen akzeptiert. Werden dann die vorgeworfenen "ver- 
harmloserUien * Aussagen noch nicht einmal konkret benannt, 
wie im vorliegenden Fall, um so abwägen zu können, ob 
konkrete Aussagen für einer» Wissenschaftler sträflich falsch 
oder doch sächlich richtig sind, so ist einer Willkiiijustizdoch 
Tür und Tor geöffnet! Das Urteil hat weder den Begriff "Ver¬ 
harmlosen" definiert, noch ihn auf einen konkreten Text der 
Druckschrift bezogen! So fehlen auch hier wieder die objektiven 
Tatbcsiandsmerkmale des § 130 Abs. 4 i.V.m, Ahs. 2 und 3 


sowie des § 189 StGB. 

Ist im Urteil schon nicht zu erkennen, was strafbare 'Ter- 
harmlostmg" sein soll, so betrifft dies auch den Zusatzbegriff "in 
erheblichem Maß" (S.4 des Urteils), mit dem der Einzieh tmgs- 
beteiligte nach Ansich t des Uriei Is hier die Juden Verfolgung und 
-Vernichtung im Dritten Reich "verharmlost" haben soll. 

Der Ei nzieliungsbeleiligte muß erkennen können, warum er 
bestraft wurde. Das Gericht hat ihm das in konkreten Einzeihe- 
legci) nachzuweisen. Dies ist weder in bezug auf den Strafvor- 
wurf des "Verharmlosen! " noch des "in erheblichem Maß" 
geschehen. 

Auch insoweit wird daher ausdrücklich gerügt, daß das 
Urteil liier eine Rechtsnorm "nicht richiig angewandt hat", wie 
cs § 337 Abs. 2 StPO als Rechtsgrund f(ir die Rechtfertigung der 
Revision darstdk, 
c 3 > 

Den nächsten Straf vorwurf auf S. 4 des Urteils, demzufolge 
der Einzieh imgsbetdl igle angezweifcH habe, 

"daß es in anderen Konzentrationslagern in Tölen Massen¬ 
vernichtungen gegeben habe", 

hat das LG nicht belegt, sondern nur behauptet, Diese 

Tcststellung des LG Bielefeld wjrdbestrilten. Der Einziebungs- 
beleiliglc hat sieb in dem gesamten Heft streng wissenschaftlich 
darauf beschränkt zu untersuchen, was an konkret benannter 
Plätzen gewesen ist und keine eigene Meinung hierzu geäußert 
oder sich in Pauschalargurnenten verloren. Sollte das LG hinge¬ 
gen lediglich "einen Eindruck" haben, daß der Ein zieh ungsbe- 
te iS igle "angezweifelt" habe, so ist das weder ein rechtliches 
noch ein wissenschaftliches Argument, zumal ein "Anzweifein" 
zu den Grand Voraussetzungen wissenschaftlicher Forschung 
gehört und keineswegs ein Kriminaldelikt ist, 

Die Seiten 4 unten bis 14 unten =10 Seiten entziehen sich 
einer Stellungnahme, da sie von meinem Mandanten kommen¬ 
tarlos abgeschrieben worden Sind. Was an diesen Ausführungen 
stralbar sein soll, blieb der Verteidigung unerfindlich. 

Die Urteilsgründe in bezug auf Historische Tatsachen Nr, 
59 setzen sieh erst auf Seile 29 unten fort. 

< 4 > 

Das Urteil verfügt auf Seite 30, die Untersuchung der polni¬ 
schen Exilpresse sei lediglich "vordergründig": 

"Tatsächlich geht es jedoch darum, daß die Vergasung von 
Millionen Juden im Konzentrationslager Auschwitz geleugnet 
und die systematische Judenvernichtung im Dritten Reich ins¬ 
gesamt zumindest angezweifelt und in erheblichem Umfang 
verharmlost wird ." 

Dies ergäbe sich aus dem Gesamtinhalt und der Aufma¬ 
chung, der einseitigen Gewichtung und Wertung der Zitate 
sowie der optischen Hervorhebung von bestimmten Aussagen 
und Schlußfolgerungen im Groß- und Fettdruck. 

Wenige Zeilen zuvor hieß cs in der (Jrieiissehrift noch (S.29 
unten): 

"Der Massenmord wird nicht ausdrücklich geleugnet oder 
minimiert ." 

Was "vordergründig“ oder "tatsächlich" sei, läßt sieb aus 
dem Text nicht nach weisen. Es wild vom LG hinein interpre¬ 
tiert, Aus dem Urteil ist keinerlei Andeutung darüber zu entneh¬ 
men, aus welchem veröffentlichten Wortlaut es die Interpreta¬ 
tion "vordergründig" licrlcitet. 

Daraus folgt, daß das LG Bielefeld wissenschaftliche Formu- 
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üenuigen nicht in ihrem Inhalt konkret nachweisbar nach den 
Uiilcrscheidungskriterien von richtig oder falsch beurteilt, son¬ 
dern mit Vokabeln abqualifiziert und verurteilt hat, die sieh 
einer Sachausei nandersetzung entziehen und sich auf politische 
M cin Li ng.sscbel te icn II inblick auf pu bl i zisü sehe G estaltungskri - 
terien beschränken und zwischen Verurteilungen von ''leugnen' 1 
und 11 verbann tosen" und deren Dementierung willkürlich hin 
und herschwanken. 

Ein Wissenschaftler ist jedoch frei in seiner Entscheidung, 
ihm wichtig erscheinende Sachverhalte groß oder fett ausdruk- 
keti zu lassen oder auch in der Gewichtung her vorzuheben oder 
nicht. Wichtig kann doch nur eines sein: Ist der behauptete 
Sachverhalt richtig oder nicht. Eine Straf Verurteilung könnte 
doch nur dann zum Tragen kouiuien s wenn das Gericht nachPrü- 
fung der Sachlage fcstgesteilt hat* daß der vorgetragene Sach¬ 
verhalt falsch und zudem strafbar ist. Doch dies hat das LG nicht 
nur nicht getan, sondern an Gegenteil deutlich gemacht, daß es 
.sein Strafurteil an dem "Gesamtinhalt und der Aufmachung'", 
der Gewichtung, der optischen Hervorhebung usw r mißt. 
Solches Verhalten widerspricht jedoch jeglichen rechts- 
sLaai liehen und wissenschaftlichen Arbeitsprinzipien, 

Das Urteil hat nicht dargelegt, was cs mit dem Begriff "nur 
vordergründig* meint und auf welches konkrete objektive Tat- 
beslundsmerkmal des § 130 Abs. 3 StGB es damit verweist. 

Eine strafrechtliche Relevanz, ist in diesem eigenartigen 
Versuch des Urteils nicht zu erkennen, dem Einzieh ungsbelci- 
ligten eine Strafbarkeit zuzuweisen, die gar nicht im Gesetz 
vorgesehen ist. Genau das aber ist Verletzung des Grundsatzes 
"liulla poena sine lege": Wie soll strafbar sein, was doch gar 
nicht gesetzlich ausdrücklich (also tatbestandsmäßig) als straf¬ 
bar erklärt worden ist? 

Der Grundlhesc des angefochtenen Urteils, aus einem "Ge- 
szuniändruck", sei es des Täters oder wie hier 

"tfirr dem Ge samt in half und der Aufmachung der Druck- 
sch riß, der einseitigen Gewicht urig und Wertung der wieder ge¬ 
gebenen Zeitungsartikel und Zeugenaussagen sowie der opti¬ 
schen Hervorhebung von bestimmten Aussagen und Schlußfol¬ 
gerungen im Groß- und Fettdruck" (so auf S. 30 des Urteils), 
ergebe sich bereits die Strafbarkeit, hier also die Einzie¬ 
hung sbefugnis hinsichtlich der beiden Druckschriften, steht 
jeden falls direkt der Grundsatz "nulla poena sine lege" entge¬ 
gen. Denn die Anwendung eines Gesetzes kann sich immer nur 
auf einen konkreten Wortlaut beziehen, der in einer ganz 
bestimmten Straf Vorschrift erfaßt ist Im Urteil fehlt hier jegli¬ 
cher Hinweis auf einzelne objektive Tatbesiandsmerkmale, Nur 
sic allein könnten jedoch eine Sirafe oder hier die Einziehung 
begründen und somit rechtfertigen. 

Ein Gesamte indruck kann das Bild ver vollständigen, das ein 
Gericht von einem Täter oder einer Druckschrift erbalt, aber 
immer nur dann, wenn zuvor eine Subsumtion der objektiven 
Ta ibcstandsnierkmaJc eines ganz besiimmicn Strafgesetzes stali- 
gefuftdeu hat. 

Diese strafrechtliche Grunderkenntnis steht der These des 
angefochtenen Urteils entgegen, daß offenbar bereits ein "Ge* 
samteindruck" t ine Tat als solche zur Straftat qualifiziere, hier 
also die Einziehungsbefugnis begründe. Einer solchen Auffas¬ 
sung kann nur mit allem Nachdruck entgegengehidlcn werdest 
Sie ist niemals eine "richtige Anwendung einer SuafnomT im 
Sinne von § 337 Abs. 2 StPO. 

Zusammengefaßt: Da das angefochteuc Urieil ausdrücklich 


anerkennt, daß der Verfasser den Massenmord an Juden wäh¬ 
rend des Drillen Restes auf Betreiben der Nationalsozialisten 
''nicht ausdrücklich leugne oder minimiert " (S- 29 unten), fehlt 
j eg I sc h es objek t i vc Tatbe stand Stn c rkmal u nd dam it d ie Vorau s- 
sci/utigen für die Anwendung der $$ 130 Abs. 3 und 1SlGB 

<5> 

Das Urteil macht dem Einziehungsbeteiligten auf Seile 30 
zum strafte le van len Vorwurf, die Auffassung von Enrique 
Aynat (dazu noch fett) abgedruckt zu haben. 

Dieser hat als Sachkenner der polnischen Untergnmdarbeit 
während des Krieges nach umfangreicher vorangegangener 
Darlegung darauf verwiesen, daß der polnische Untergrund über 
alles wesentliche Geschehen in Polen, aber auch in Auschwitz 
gut informiert war und auch London davon verständigt, hat. Er 
zog weiter die Folgerung, aus diesen Zusammenhängen ergebe 
sich, daß der polnische geheime Widerstand auch von den 
MassenvernichLungen in Auschwitz hätte wissen müssen, doch 
nichts gewußt hat. Für jeden Wissenschaftler in der Welt sind die 
wissenschaftlichen Ausführungen dieses Sachkenners von au- 
ßerordentlieber Bedeutung, daher ist auch ein Fettdruck ange¬ 
bracht 

Dieser Beispiel fall ist jedoch noch für ei was anderes bezeich¬ 
nend: Jeder Kriegsteilnehmer, Zeuge, Sachkenner, Schriftstel¬ 
lerin der Welt ist selbstverständlich berechtigt, sein Spezialwis- 
sen über bestimmtes historisches Geschehen, über historische 
Zusammenhänge in internationaler Literatur zu veröfteunli¬ 
eben, wie immer und in welcher Form es ihm beliebt. Doch 
ausgerechnet deutsche Historiker sollen sich nicht an die sei 1 
internationalen Diskussion und Aufarbeitung der Geschichte 
beteiligen dürfen und ausgerechnet nicht an der Aularbeitung 
eines Gescbehenskomplexes, der zu den wichtigsten überhaupt 
gehört. Dabei dürfte es für die Wahrhettfinduug völlig belanglos 
sein, ob derlei weltweit ohnehin zirkulierende Erkenntnisse und 
Informationen rmn auch in einer deutschen Ausgabe erscheinen 
oder nicht. Dafür besteht in Deutschland schließlich auch ein 
Grundrecht der Informationsfreiheit, Gegen dieses Inlonnati- 
onsfreiheitsnechl wird verstoßen, wenn eine Publikation ver¬ 
nichtet werden soll h die lediglich Nachrichten w Ledergibt,-- und 
genau dies isüücrder Fall - die im Ausland wie selbstverständ¬ 
lich publiziert, aber auch in deutschen Bibliotheken einzusehen 
sind. Was hat die vielgepriesene 11 Aufarbeitung der Vergangen¬ 
heit" für einen Sinn, wenn sie mittels Strafgesetzen und Strafur¬ 
teilen reglementiert wird 1 / 

Und daß wichtige, oder nach Auffassung des Autoren wich¬ 
tige, Nachrichten optisch hervorgehoben werden dürfen, ist 
auch eine Selbstverständlichkeit. Dies kann nicht, wie im vor¬ 
liegenden Fall geschehen, in ein Kriminaldelikt verwandelt 
weiden und schon gar nicht zur Vernichtung wissenschaftlicher 
Literatur führen. 

< 6 > 

Das Urteil erhebt auf Seite 30 den weiteren straf relevanten 
Vorwurf, der Einziehungsbctclligic habe die Aussagen von 
Enrique Aynat "m keiner Weise in Zweifel gezogen" und statt- 
dessen noch hinzugefügt, daß es unglaubhaft sei, wenn die 
polnische Exilregierung ihr Unwisscii über Auschwitz damit 
begründe, keinerlei Möglichkeiten zur Information gehabt zu 
haben. 

Nach Vorliegen der zugänglichen Erkenntnisse über Orga¬ 
nisation und Ausstattung der polnischen Untergrund kr äfte sind 
Zweifel an den Informationsmöglichkeiten der polnischen Exil- 
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regieruug in London in der Tai von der Sache her mehl ange¬ 
bracht. 

Was darr denn nun ein Wissenschaftler eigentlich nach 
Auffassung des LG Bielefeld'? Sachgerecht urteilen, oder hat er 
sich nach dem S trafrichter aus/urichten, der ihm im nachhinein 
verfügt, was er hätte iun sollen? Wozu bestehen eigentlich in 
Deutschland Grundrechte der Wissen Schafts-, Meinung.s- und 
Pressefreiheit? Diese müßten doch wohl auch irgendeinen Wert 
haben. Das LG B i cle fe hl sc bei u l ihnen ke i nerlet Wert beizunies- 
sen, sondern bereits ausgehh ebcri c Z w ei fc l an sach lieh richtige n 
Feststellungen zum Slraidelikt zu erklären 

< 7 > 

Soweit das Urieil giauhl (S. -iflj. durch die ahgedruckten 
Thesen von Aynat werde "die Massenvernichtimg im Konzen¬ 
trationslager Auschwitz geleugnet", kruni das nicht auf den 
Verfasser bezogen werden. Denn zum einen gesteht ihm das 
Urteil selbst zu, diese Massen vernicht urig habe er gar nicht 
geleugnet, nicht einmal minimiert (S. 29). Und zum anderen hat 
der \ erfasset als Historiker lediglich die Unters tidum een ein¬ 
schließlich der daraus von diesem gezogenen Folgern eigen des 
polnischen Untergmndkämpfers Enrique Aynat, aber auch zu 
sätz.lieh genannter polnischer Sachkenner dokumentiert. Im 
Bereich der Wissenschaft ist das üblich und legitim. 

Das angefochtene Urteil gibt keine Rechtsgrundlage an, 
nach der der Verfasser verpflichtet sein könnte oder müßte, diese 
Auflassung von Enrique Aynat und der anderen genannten 
Sachkenner doch in Zweifel zu ziehen. 

Unterlassungsdelikie sind bekanmlidi nur dann strafbar, 
wenn der Täter "eine Rechtspflicht zum Handeln" hatte, der er 
nicht nach kam. Eine solche ist hier nicht zu erkennen, sic wird 
auch nicht im Urteil vorgetragen. Eine Strafrclcvanz scheidet 
damit hinsichtlich dieses Vorwurfs aus. 

< 8 > 

Straf relevant wird vom Urteil weiter (S. *0} die wiederholte 
Feststellung des Einziehungsbeteiligten aus der polnischen 
Exilzcitung Politik I'ortnightly Review bewertet, daß diese 
niemals irgendwelche Hinweise auf die Vernichtung von Juden 
mittels Gas in Auschwilz veröffentlicht habe. Das LG Bielefeld 
hak wie bereits festgestelli, den Sachverhalt gar nicht geprüft 
und dem Einzieh ungsbeteitig len auch nicht vorgeworfen, etwas 
Falsches publiziert zu haben. 

Gerügt wird lediglich das "Herausstellen", das "mit Fett¬ 
druck Hervorheben", daß nach Zitierung von detailliert vorge¬ 
lagerten Einzelheiten "von Auschwitz kein Wort " erwähnt sei. 
Nur, wenn das so ist, daß Auschwitz bei einer Vielzahl von 
Veröffentlichungen der polnischen Exilpresse, und speziell bei 
einer gesondert dem AbstJiiachien der Juden in Föten ” gewid¬ 
meten Ausgabe, nicht erwähnt worden ist, so ist das immerhin 
so sensationell, daß dies in einer wissenschaftlichen Veröffent¬ 
lichung hervorgehoben zu weiden verdient. Das ist völlig legi¬ 
tim, kein Gesetz verbietet das. 

Daher kann auch das^LG Bielefeld dies dann nicht zum 
Slrafdelikt erklären, wenn es anschließend auf Seite 31 der 
UricilsschriU feststeilt, daß der Massenmord an Juden in Gas¬ 
kammern von Auschwitz jedoch eine historische Tastsache sei. 
Denn dies sind zwei ganz verschiedene Sachverhalte: Ob cs 
passiert ist oder ob die polnische Exilpresse davon nichts 
berichtet hat. Auch ist es ein Unterschied, ob derEin/iehungs- 
beteiligte diesen bzw. einen Sachverhalt dokumentiert (was 
nicht strafbar sein kann) hat oder ob er daraus irgendwelche 


Folgerungen - und sei es hinsichtlich "Leugnen" oder "Ver¬ 
harmlosen" - gezogen hat. 

Tatbestand ist: der Einziehungsbeteiligte hat lediglich, ohne 
m diesem Thema eine eigene Auffassung zu vertreten, unter¬ 
sucht, was die EKiJpolnischc Regierung während des Zweiten 
Weltkrieges in London über die Juden Vernichtung publiziert 
hat. Wenn das, was sie publiziert hat, nach Auffassung des LG 
Bielefeld nicht den heute gängigen Auffassungen entspricht, so 
ist das nicht dem Ein Ziehung «beteiligten an/ulasten. Was er 
publiziert hat, hat er in jedem einzelnen Satz konkret nach ge¬ 
wiesen. Er ist für die Ausarbeitung dieses Themas extra nach 
London in die dortige polnische Bibliothek gefahren, um sich 
genau sachkundig zu machen. Staatsanwaltschaft und Gericht 
haben vor ihren Entscheidungen (Anklage und Urteil) die 
hierfür angegebenen Dokumente nicht angefordert und daher 
uichl geprüft. So wird ohne dies bezügliche Sachkenntnis der 
Einziehungsbeteiligte strafrechtlich miL Äußerungen belastet, 
die gar nicht von ihm stammen, sondern von derexilpolnischeu 
Kriegspresse. 

Das LG Bielefeld hat nicht mit einer Andeutung dargetan, 
daß sie die belegten Aussagen des Einziellungsbeteiligten naeb- 
geprült und als falsch erkannt habe. Trn Gegenteil: die Formu¬ 
lierungen des LG Bielefeld belegen sogar, daß cs die veröffent¬ 
lich ten Feststellungen nicht tiaehgeprüft hat, weil cs ihm bereits 
zum Vorwurf macht, geschrieben 2 u haben, was die Ex ilpolen 
''behauptet hätten", "Auschwitzsei nie erwähnt worden“, "daß 
die Polen bemerkt hätten '. 

Es ist jedoch Aufgabe eines Historikers, sich an vorhandenen 
Dokumenten zu orientieren und Geschieh le so zu schreiben, wie 
sie gewesen ist und nicht nach Erwägungen gegenwärtiger 
Opporturiitätserwartung. Es widerspricht j eg liehen rechtsstaal- 
liclteu Prinzipien, wolle mail - wie im Urteil geschehen - 
historisch-wissenschaftliche Untersuchungen deshalb verbie¬ 
ten und vernichten, weil sie Sachverhalte dokumertengetreu 
dar ge legt haben, wobei das Gericht zudem den Wahrheitsgehalt 
dessen, was publiziert worden ist, gar nicht überprüft hat. 

Eine Berichterstattung über die polnische Exilpresse ist ein 
legitimes Anliegen und nicht mit einem Lcugnungs verbot zu 
ahnden, das zudem, wie im vorliegenden Fall, noch auf nicht 
behauptete Sachverhalte ange wendet wird. 

< 9 > 

Das Urteil verfügt auf Seite 31 als Straftat — unnötigerweise 
wiederholt auf Seite 36 der Einziehuiigsbeteihgte habe sich 
in seiner Schrift nicht mit tfen Augenzeugenberichten und 
sonstigen Beweisen, die den Massenmord in Auschwitz beiegen, 
auscinarulergesetzt. 

Es stehtjedoch Wissenschaftlern und Publizisten völlig frei, 
mit welchem Untcrsuchungsthema sie sich befassen und wie sie 
dies gestehen. Ihr Bemühen ist darauf gerichtet, nicht allgegen¬ 
wärtig Bekanntes zu publizieren, das man überall woanders 
ohnehin schon nach lesen kann, sondern Neues und Wichtiges. 
Keinem Publizisten in der Bundesrepublik wird seitens der 
Gerichte vorgeschrieben, iml welchen Zeugen usw, er sich zu 
befassen hat. Daher ist auch ein solcher Strafvorwurf meinem 
Mandanten gegenüber niehl rechts staatgemäß. 

< 10 > 

Aul Seite 31 erklärt das Urteil zum Straflalbestand, daß der 
Einzich ungsbeteiligte 

"die in der Ausgabe der ‘I’olisk Fortnigbily Review 1 vom 
1.7.1943 dargeste Ilten Aussagen zweier Jüdinnen, von vornher- 
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Hivlvrischti Nr. 72 


ein als ^primitive Propaganda« abqualifiziert. 

/:> bereit'hnet die Schilderungen als 'un konkret\ 'unreal r- 
siiscfT und 'aujpeit sehend emotional gehalten', ohne sich mit 
ihnen sachlich auseinanderzu setzen," 

Das Gericht hat nicht zur Kenntnis genommen, daß sich 
mein Mandant sehr wohl vor seiner Urteilbildnng mit den 
Schilderungen auseioandergesetzt und auch Beispiele für die 
nn konkreten und emotional aufpeitschenden Schilderungen 
gegeben hat. Wie soll man e$ anders bezeichnen, wenn man 
erfäh rt. d aß "übe r 100 Personen Opfer der Hu wie n oder er wach- 
sene Menschen nach Entkleiden "lebendig in den Öfen ver¬ 
brannt' 1 wurden, wenn nichts Näheres darüber berichtet wurde, 
keine Tatortbeschreibung, keine Zeitangabe, keinerlei nähere 
Einzelheiten? Wie soll denn das gemacht werden können, einen 
Menschen '"lebend in einem Ofen zu verbrennen" ? Und dies in 
der Mehrzahl? Müßte inan solches, wenn man es gesehen haben 
will, nicht näher beschreiben, auch die An der Öfen /.B.'? 
Schließlich stand in Belzec kein Hochofen und auch kein 
Stahlwerk! Geschieht dies nicht — wie im vorliegenden Fall 
so ist das gewiß Jr unfc£^re,r*und "emotionalaufpeitschend". 
Wenn derEinziehnngsbcteiligtedie Schilderungen als Ir wrt- 
konkref", “unrealistisch ,r usw. beurteilt hau so stand ihm zudem 
bekanntlich der Gesamtbericht, den Polish Fortnightiy Review 
publiziert hat, zur Beurteilung zur Verfügung, der jedoch ans 
Platzmangel und der histarischeu Bedeutungslosigkeit des Be¬ 
richteten wegen nicht weiter ausgeführt worden ist und auch 
nicht weiter dargelegt zu werden brauchte. Das LG konnte 
meinem Mandanten nicht Nachweisen, daß und was er Wichti¬ 
ges und Konkretes aus den in Palish FoHnightly Review 
veröffentlichten Berichten jener zwei Personen verschwiegen 
hat, was unbedingt zur Berichterstattung gehört und was wo¬ 
möglich seiner in JiT-Nr. 59 veröffentlichten Beurteilung wi¬ 
dersprochen hätte. Das LG, das ein strafrechtliches Urteil 
hierüber fällt, konnte das auch nicht, 

1. ) weil Derart!ges in der poIrischen Ausgabe n ich t zu findeti 
war und 

2. ) weil das LG diese polnischen Berichte überhaupt nicht 
gelesen hatte, denn es haue sich um die Beschaffung der PolLsh 
Fortnightiy Renew-Amgtibm gar nicht erst bemüht. Dies geht 
nicht nur aus den bereits genannten Formulierungen des LG 
hervor, sondern auch aus der Tatsache, daß das LG erst in der 
Hauptvcrhandlung am 17, Mai von dem Angebot meines Man¬ 
danten Gebrauch machte, diese Kopien zu den Akten zu neh¬ 
men. Sie sind somit bis dahin nicht vorhanden gewesen, Da das 
Urteil unmittelbar danach verlesen wurde* konnte das LG diese 
jedoch noch nicht gelesen haben. 

Im übrigen steht es jedem Wissenschaftler und Publizisten 
frei, Berichte Anderer nach eigenen Beurteilungskrittrien zu 
bewerten. Eine Strafbarkeit ist daraus nicht abzuleiten. 

< 11 > 

Auf Seite 31 unterstellt das Urteil dem Einziehungsbctcilig- 
ten erneut, er leugne und verharmlose ,T die gesicherte Tatsache 
der Judenverfolgung*', was erneut im Gegensatz, zur Ausfüh¬ 
rung auf Seite 29 steht, wo das LG festgestellt hat, daß 

"der Massenmord an den Juden zwar nicht ausdrücklich 
geleugnet oder minimiert " worden ist. Auch auf Seite 37 der 
Urteilsschrift dementiert das LG seine eigene Behauptung von 
der "Leugnung", sondern verweist auf" Verharmlosung", 
Einen Beweis für die auf Seite 31 behauptete Leugnung und 
Verharmlosung führt das LG aber nicht an. 


< 12 > 

Auf Seite 31 unterstellt das Urteil dem Einziehungsbeteilig- 
len, er habe "darüber hinaus" angez weife It, 

“daß Inden anderen Konzentrationslagern in Polen Massen¬ 
morde stangefunden hätten." 

Als Beleg hierfür verweist das LG auf Seite 29 der Druck¬ 
schrift, wo auf eine Pressekonferenz am 15.7.1942 hingewiesen 
worden ist, auf der 

'die Veranstalter einer Pressekonferenz der Presse mitge- 
teih hätten. die Massenmorde an Juden hätten in zahlreichen, 
näher bezeichnten Konzentrationslagern stattgefunden f \ 

ohne jedoch überprüfbare Einzelheiten mitzuteilen. 

Entgegen der Definition des LG waren auf'jener Pressekon¬ 
ferenz gar keine Konzentrationslager benannt, sondern ledig¬ 
lich One. Somil liegt hier eine zwei fache Tc>a vor fälschung vor, 
funktionierte doch das LG in seiner Zitierung die Berichterstal- 
tung des Ein zieh ungsbeteiligten in ein sirafbarcs 

"Änz>veijeln ? daß in den arideren Konzentrationslagern Po¬ 
lens Massenmorde stattgefunden hätten ", 

zum Nachteil des Einziehungsbcteiliglen um. Denn es 
waren weder Konzentrationslager benannt, noch hat steh der 
Einziehung ^beteiligte dazu ausgelassen, daß in den dort ge¬ 
nannten Orlen oder f, m anderen Konzentrationslagern Massen¬ 
morde stattgefunden hätten". 

Zudem macht die Formulierung des LG auch hier wieder 
deutlich, daß es nicht überprüft hat* was für diese, damalige 
Pressekonferenz, in London dokumentiert ist, denn es formuliert 
im Konjunktiv: 

"die Veranstalter einer Pressekonferenzhätten der Presse,-, 
mit ge teilt". 

Es handell sich also um zwei Unterstellungen des LG 
Bielefeld, mit der es für den Einziehung sbeteiligteu einen 
Stfaftatbestand festgelegt hat: 

< 13 > 

Auf Seite 31 der Urteilsschrift unten inacht das LG zum 
Straftatbestand, daß der Einziehung sbetei)igle geschrieben hai: 

"Überprüfbare Einzelheiten keinef Anonyme Befehhgeber 
-ßr alle Orte besondere Vernichter 

Der geschilderte Sachverhalt ist richtig, aber kein Straftat- 
bcstand \ Zurecht hai der Einziehungsbeteiligle diese Art der 
anonym gehaltenen Berichterstattung vor der Wd [Öffentlich¬ 
keit angesichts der behaupteten Größenordnung gerügt- 

< 14 > 

Zum weiteren StraflMbcstand erhebt das Urteil auf Seite 32 
die Kommentierung eines Berichtes der Folish Fortnightiy 
Review über das Vernichtungslager Belzec zum Straftatbe- 
stand, und zwar die Worte; 

'daß sogleich Vorsorge dafür getroffen worden sei, daß 
nicht jemand auf die Idee käme , nach Zeugen oder Tätern zu 
suchen, und auch die genaue Örtlichkeit verschwiegen worden 
sei , damit sich nicht jemand bemüßigt fühlen könne, die be¬ 
schriebene Parzelle eines Tages näher zu untersuchen. 

Pr bezeichnet den Zeitungsartikel ausdrücklich als verlo¬ 
gen." 

N Lin muß man freilich in der HT- Ausgabe Nr. 59 durchleben, 
was den Einziehungsbeteiligten zu dieser Bewertung bewogen 
hat. Auf der dortigen Seite 30 zitierte der Einziehung sbeteiligte 
die Ausgabe der Polish Fortnightiy Review vom L12.1942, in 
der es u.a, hei&L die in Belzec per Eisenbahn Ankommenden 
wurden in ein großes Gebäude verbracht und dort mittels einer 
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elektrischen Plattform und Starkstrom umgebracht, Die Lei- 
dieil l ' L ' IL ‘ il P« Eisenbahn zögen aus dem Lager entfernt und in 
eine 30 Meter tiei'e Grube geworfen worden. Es gäbe dafür 
keinen einzigen Augen/engen, da alle, Täter, wie Mittäter und 
au eh sämtliche Lager wachen umgebraebt worden seien. Mein 
Mandant ergänzte: 

"hie ungenaue Lagebeschreibung .t seht in einem beeindruk- 
keiuicn Konirast zur angeblich genau bekannten Tiefe der 
Grube ■ - 30 Meter sind schließlich gewaltig tief. 1 - und ist ein 
grundsätzlicher Beweis für die typische Verlogenheit dieser 
Meldung, Denn jeder, der wirklich nähere Kenntnis von einem 
solchen Geschehen hätte und darüber die Weltöffentlichkeit 
dVd/iirwt/e«. hatte auf das genaueste den Standort des Gesche¬ 
hens beschrieben und sich bei Beschreibung der Grubentiefe an 
eine reale Dimension von vielleicht 2 - J Meter gehalten, die 
Menschen »auszuhebetu in der Lage wären" ("Ausheben" war 
vorher /Hier! worden, — d. Verf.) 

tlher die Beurteilung allein dieses Textes hinaus wußlc der 

Einziehungsbeteiligte aus der JangjährigenDurehsichtder dies¬ 
bezüglichen internationalen Nachkncgs-Uteratur sehr genau, 
daß an dieser Meldung in der Tal nichts Wahres enthalten war. 
Niemand hat je nach dem Krieg eine solche Grube dort exhu¬ 
miert und der internationalen Öffentlichkeit vorgestellt, noch 
nicht einmal danach gesucht.. Auch sind alle ernsthaften Be¬ 
schreibungen ilessen, was in Beizet während des Krieges ge¬ 
schehen sein soll, davon ahgerückt, daß ein Massenmord dort "in 
einem großen Gebäude mittels einer elektrischen Plattform" 
staltgefunden habe. 

Die Beurteilung dieses Polhh Fortnightly Review- Artikels 
durch dc[1 Hinz ich ungsbete i I iglcn ist sachlich unanfechtbar 
richtig. Eine sachgerechte Kommentierung kann jedoch nicht 
strafbar sein, 

< 15> 

Auf Seite 36 kommt das Urteil auf die HT -Ausgabe Nr. 59 
zurück und verfügt als Straftat bestand: 

Der Linziehungsbeteihgte gibt die Aussagen, in denen die 
Massenvergasungen im Konzentrationslager Afcm'ftwirz ge¬ 
leugnet werden, unkritisch wiede r, ohne sich - wie es für eine 
wissenschaftliche Arbeit erforderlich wäre--mit den Gegenbe- 
h eisen, insbesondere den Augenzeugenbericiiien, Dokumenten 
und Erkenntnissen der Geschichtswissenschaft, sachlich aus- 
einmde muss tzenf 

Demgegen über hat sich der Einz iehungsbct eilig te sehr woh I 
kritisch mit allem auseinandergesetzt, was er an Thematik 
beai beitet hat. Er hat sehr wohl viele Gegenargumente verwertet 
irnj keineswegs einseitig berichtet, dafür zeugen allein schon 
senk: 122 Quellennachweise. Und diese 122 Quellennachweise 
stammen aus den unterschiedlichsten Ländern und politischen 
Lagern. Besser geht cs doch wohl nicht. 

Das LG Bielefeld hat nicht in einem einzigen Fall därgetan, 
wcfrfie konkreten Gegenbeweise, Augenzeugen berichte, Doku¬ 
mente und Erkenntisse angesichts der vorgenommenen Unter¬ 
suchungen sachliche Untcrsucbung&crgebnis&e hätten verän¬ 
derliche Aussage des Einziehungsbeteiligten von der Sache her 
hätten widerlegen können. Da solche Details seitens des LG 
nicht vorgeiragen wurden, bleibt der Vorwuf uni fiziert und 
entzieht sich einer .Sachauseinaridersetzung, 

< 16 > 

A u J S e i te 35/36 en uieh t das Urrcii dem Ein/ iehu ngsbeteilig- 
tendie Grundrechte dßr Meinungs-, Presse- und Wissenschafts- 


freiheit mit dem Spruch 

"die Druckschriften stellen nicht das Ergebnis eigener wis- 
senschaßlicher Tätigkeit... dar ,... Der historische Bezug reicht 
nicht aus, ihren Inhalt zu einem Produkt wissenschaftlicher 
Betätigung zu machen, der den Schutz des Art. 5 Abs. 3 GG 
genießt. “ 

Dies ergänzt das LG noch aul Seile 37 mit der Feststellung, 
der Einzichungsbctciligte hätte "bewußt, erwiesen unwahre 
Tatsachen behauptet", ohne dies nachge wiesen zu haben. Denn 
der Spruch, 

'du darin die historisch gesicherte Tatsache des Massen¬ 
mordes an Juden im Konzentrationslager Auschwitz geleugnet 
und die historisch gesicherte Tatsache der Judenverfolgung im 
Dritten Reich insgesamt verharmlost wird", 

verfälscht die Untersuchungsgnindlagen und Forschungser¬ 
gebnisse der vorliegenden Arbeit, die nicht darauf ausgerichtet 
waren, etwas zu leugnen und zu verharmlosen, sondern tiarauf, 
zu berichten, richtig zustellen, zu überprüfen. Das Gericht hat 
dein Eißziehungsbetciligten keine einzige konkret bezeiehnele 
'falsche. Taisachenbehauptung" nachge wiesen. Die gegenteili¬ 
ge Behauptung des Urteils ist schlicht weg falsch. 

Hier sei entern darauf hinge wiesen, daß das LG Bielefeld 
selbst auf Seite 29 seiner Ur lei Issch rill dementiert hat, der 
Einzieh uiig s beteilig te habe "geleugnet oder minimiert 

"Der Massenmord wird nicht ausdrücklich geleugnet oder 
minimiert." 

Kern einziger Sau konnte als sachlich falsch nachge wiesen 
werden. Mit" der Judenverfolgung im Dritten. Reich insgesamt" 
hat sich die Ausgabe //T-Nr. 59 gar nicht befaßt, daher konnte 
sie auch nicht verharmlost werden. Unerwünschte Einzelergeb- 
nisse können nicht mit einem Pauschalurteil des "Leugncns" 
oder “Verhartnbsens" kriminalisiert werden. 

Faßt man die Verurteilungsgründe des LG Bielefeld wegen 
Herausgabe der Historischen Tatsachen Nr, 59 "Polens Um¬ 
gang mit der historischen Wahrheit" hinsichtlich des objek¬ 
tiven Tatbestandes zusammen, so ergibt sich: 

I. 

In 3 Fällen hat das LG Bielefeld meinem Mandanten S (raf'vor- 
wurfe für Aussagen gemacht, die das LG selbst dementiert hat, 
Diese Fülle sind behandelt in den Punkten < 2 > f < 4 >, < l! 

>. 

II. 

Fn 2 Füllen hat das LG Bielefeld meinem Mandanten Saeh- 
aussagen unterstellt, zu denen er sich weder in der vom LG 
zitierten” Form, noch überhaupt geäußert hat, 

Diese Fälle sind behänden in den Punkten < 3 ?, < 12 > 

III. 

In einem Fall hat das LG Bielefeld meinem Mandanten 
Strafvorwürfe nicht für Texte, die er geschrieben hat, gemacht, 
sondern mittels Interpretationen, mit denen das LG eigenwillig 
die Texte meines Mandanten belegt, ohne zur Sache selbst 
Stellung zu nehmen. 

Dieser Fall ist behandelt im Punkt < 4 >. 

IV. 

In 4 Fällen hat das LG Bielefeld meinem Mandanten S trafvor- 
würfe für die Darstellung richtiger Sachverhalte gemacht, 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten <S>,< 10 >, 

< 13>,< 14 >. 
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V. 

In 4 Fällen hat das LG Bielefeld meinem Mandanten Strafvor- 
würfe gemacht für falsche Gewichtung van Untersuchungsfäl- 
len, fehlende Auseinandersetzung mit Augenzeugen usw. oder 
Fettdruck für bestimmie Auhagen. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten 
>, dort in Wiederholung, < 15 >. 

YL 

In 2 Fällen hat das LG Bielefeld meinem Mandanten /um 
Straftatbestand angerechneL richtige Sachverhalte festges teilt 
und nicht ange/. weife tt zu haben. 

Solche Fälle sind behandelt in den Punkten < 6 < 8 >< 

VIL 

In einem Fall hat das LG Bielefeld meinem Mandanten 
Texte und damit Sachaussagen unterstellt, die erso, wie vom 3 .0 
ausgeführt, nicht geschrieben hat. 

Dieser hall ist behandelt irti Punkt < 12 >. 

VHL 

ln einem Fall entzieht das LG Bielefeld meutern Mandanten 
den Schutz der Grundrechte durch die Feststellung, seine Arbeit 
sei nicht wissenschaftlich, erstelle unwahre Tatsachenbebaup- 
tungen auf, wobei es keine Detailbeweise vorlegt, sondern Pau¬ 
schal i nierpretation en. 


Der Fall ist behandelt im Punkt < 16 >. 

IX. 

ln 7 Fällen hat das Landgericht den Einziehiingsbetcihg- 
ten wegen seiner Meinung verurteilt. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten < 5 > y < 6 >, 

<7 10 < J4 >. 

X. 

In 7 Fällen hat das Urteil Sachverhalte verurteilt* die gar 
nicht beantragt waren. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten < 3 > T < lü >, < 
II >,< 12 >, < 13 >, < 14 > t < 16 >< 

Zuin Vergieich der Texte, die beantragt waren und jener, die, 
ohne beantragt gewesen /u sein und die in der HauptVerhand¬ 
lung auch gar nicht zur Sprache gekommen waren, wird der 
Einfachheit halber auf die Textmarkierungen verwiesen, die 
dein Revisionsantrag des Rechtsanwalts Hajo Hermrann in 
derselben Angelegenheit beigegeben sind. 

XI* 

ln keinem einzigen Fall hat das Urteil dem Einziehungsbe- 
leiligten einen falschen Satz naehgewiesen! Oder anders formu¬ 
liert: ln keinem einzigen Fall ist dem Urteil ein Strafrecht ferti¬ 
gungsrach weis gelungen! 


Hinschauen soll man woanders, z.B. hier auf ein gefälschtes Foto 

(Fälschungsnachweis in HT Nr. 63 S. 34 - 35) 


Tiefe, unkritisch* Ifrsehütlerung demonstriert hier 
ln der Ausstellung des Jerusalemer Museums Jad 
Vftshttn, ^ ie Auch schon an vielen anderen Orten 
zuvor, Bundestagpräsidentln Rita Slissmuth, diesmal 
AD^esichls eines seit Jahren als Fälschung nach gewic¬ 
henen, das [Rutsche Soldatentum schmähenden Bil¬ 
den ohne sieh dagegen zu verwahren, duß ausgerech¬ 
net in dieser zentralen t reden kstntte,sülch manipulier¬ 
te Exponate aus hängen und als authentische und für 
den deutschen Sülduten des Zweiten Weltkrieges typi¬ 
sche Fotos austStwiesen werden,*® 

A fatiQMiheitutig, Mflnchen 15. Novemhei 1996. 



n. Die Schrift Historische Tatsachen Nr. 60 
"Naturwissenschaft ergänzt Geschichtsforschung" 


Dia Uueilsgründe gegen die Veröffentlichung der Histori¬ 
sche Tatsachen Nr. 60 '"Naturwissenschaft ergänzt Ge- 
schlchtsforselniiig ,h beginnen auf Seite 32 der UiteilsschrifL 

» 1 « 

Zum Straftatbestaiid der HT N'r. 60 erklärt das Urteil auf 
Seite 32: 

"Dem Ejmziehungsbeteiligten geht es nur vordergründig 
itarum - wie er in der Einleitung der Druckschrift geschrieben 
hat das zeitgeschichtliche Geschehen dieses Jahrhunderts, 
soweit Deutschland davon betroffen war, ^wissenschaftlich 
aufzuarbeiten und ein von der gesicherten Forschung abwei¬ 


chendes Geschichtsbild darzustellen ." 

Demgegenüber hat mein Mandant nirgendwo geschrieben, 
das "es ihm nur vordergründig darum gehe*. 

Die Bedeutung dieser Text Verfälschung ist für einen ■■ den 
vorliegenden -- Strafprozeß so gravierend, daß das LG Bielefeld 
damit ein Geständnis des Einziehungsbeteiligteil für den ihm 
vorgeworfenen Straftalbcstand konstruiert, das überhaupt nicht 
vor liegt! 

Auch für diesen Fall der Nr. 60 gilt: Das Urteil hal nicht 
dargelegu was es mit diesem Begriff "nur vordergründig" meint 
und auf welches konkrete objektive Tatbestandsmerkmal des § 
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130 Abs, 3 S(GB cs damit verwdst. 

Eine strafrechtliche Relevanz ist in diesem eigenartigen 
Versuch des Urteils nicht zu erkennen, dem Einzichungsbetei- 
ligtcn eine Strafbarkeit /uzuweisen, die gar nicht im Gesetz 
vorgesehen i*t. Genau das aber isi Verlegung des schon wieder¬ 
holt gerügten Grundsatzes ’milla poena sine lege': Wie soll 
strafbar seit], was doch gar nicht gesetzlich ausdrücklich (also 
tatbestandsmäßig) als strafbar erklärt worden ist? 

> 2 * 

Auch ist falsch, wenn das LG Bielefeld zwecks Konstruic- 
rung eines Straflatbe stand es formuliert hat (siehe Punkt ^ 1«), 
daß cs das Bestreben des Einziehungsbeteiligten gewesen und 
von diesem auch so in der Einleitung ausgedriiekt worden sei* 

"ein von der gesicherten Forschung abweichendes Ge¬ 
schichtsbild darstellen" 

zls wollen. Eine solche vom Urteil unterstellte Formulierung 
impliziert die sträfliche Absicht des Einziehung sbcteiliglcn, 
clwaSt was "gesichert erkannt" ist* falsch därsieilen zu wollen. 
Was soll im übrigen als "gesichert erkannt" angesehen werden? 

Somit hat das LG Bielefeld in der falschen Textzitierung 
sogleich 2 SErafialbcstände auf einmal konstruiert, die über¬ 
haupt nicht vorliegen: 

1.) ein Geständnis, "nur vordergründig* dies und jenes 
behandeln zu wollen (was heißt das konkret, durch was; soll dies 
ausgedrückt worden sein?) und 

2+) "gesicherte Tatsachen" verfälschen zu wollen, die nicht 
einmal ids solche definiert werden. 

Mil solchen Methoden kann man doch wohl keinen Hislori 
ker ins Gefängnis verweisen oder wissenschaftliche Literatur 
vernichten! 

* 3 * 

Die Gesamtdarstellung sei strafbar (S 32 der Urteiisschnft). 
Der Einziehungsbeteiligte ir ie!W£r?cf zwar nicht ausdrücklich”, 
doch: 

"Der Gesamtinhalt und die Aufmachung der Druckschrift, 
die einseitige Gewichtung und Werbung der wiedergegebenen 
Zeugen- und Sachve rständigenaiis sagen, die Hervorhebung der 
die Massenvergasung von Juden im Konzentrationslager 
Auschwitz leugnenden Stellungnahmen , die zT. zynische und 
polemische Darstellung der Beweismittel die den Judenmord 
im Konzentrationslager Auschwitz belegen, sowie die optische 
Hervorhebung bestimmter Aussagen und Schlußfolgerungen im 
Groß- und Fettdruck zeigen, daß es dem Einziehungsbeteiligten 
.,,, in Wahrheit darum geht, die Massen Vergasungen im Konzen¬ 
trationslager Auschwitz zu leugnen und die Judenverfolgung im 
Dritten Reich insgesamt zumindest in großem Umfang zu ver¬ 
harmlosen. Ir 

Das E -G Bielefeld hat. dies auf den Gesamtinhalt bezogen und 
für diese Straf vor würfe kein einziges objektives Tatbestands- 
merkmal vom Inhalt der Publikation und daher keine Straf¬ 
rechtsgrundlage angeführt. 

Einmal gesteht das tJrteil ein, ,r er leugnet zwar nicht aus¬ 
drücklich" und zum anderen sogleich danach, "es geht ihm 
dar um , zu leugnen". Das LG Bielefeld gesteht doch hiermit ein, 
mittels eines eigenen Dementis den Ein zieh ungsbe Heiligten mit 
nicht nachgewiesenen Behauptungen ^Formulierung im Fall 2) 
belasten zu wollen. 

Leugnen des Völkermordes ist zwar ein Straftatbestand, 
doch den hat der Lin ziehungs he tcil lg Le uich t erfti Ui. Denn das 
Urteil bescheinigt ihm: Er hat nicht geleugnet. Doch was soll das 


für ein Straftat bestand sein: "es geht ihm darum , zu leugnen"! 
Das ist kein im Gesetz genannter objektiver Slraftatbestand! 

Der Hinweis auf "Gesamtinhalt und Aufmachung 1 ' kann 
nicht als Beweis für den Straftalbestand des ''Leugne eis 11 dienen, 
denn wenn der Einziehungsbcteiligle “nicht geleugnet hat** so 
kann aus dem Gesamtinhalt nicht das Gegenteil hervorgehen. 

Demgegenüber is t der Ges am t tu hal l darauf abges lei 1t, w as ] n 
jedem einzelnen Kapitel nach zu voll ziehen bi, nicht etwas leug¬ 
nen oder verhaitnloscti zu wollen, sondern zu untersuchen, was 
Sache ist. Wenn die wissenschaftliche Untersuchung ergibt, daß 
vieles nicht so stimmt, wie man vor der Untersuchung gedacht 
hat oder wie andere das bisher geglaubt haben, so ist dieses 
Ergebnis wissenschaftlicher Recherche zu akzeptieren, aber 
nicht zu bestrafen. Dies insbesondere daun nicht, wie im vorlie¬ 
genden Fall, wenn das Gericht in keinem einzigen Fall halle 
nach weisen können, daß das Umcrsuchungsergehnis aus diesem 
oder jenem Grunde falsch isi. Dies hat das LG nirgendwo getan, 
cs hat dafür auch keinen Sachverständigen herangezogen, einen 
beantragten Sachverständigen sogar mit dem Bemerken abge¬ 
lehnt, weil dieser dem Einzichungsbeteiligten Qualifikation 
bescheinigt habe. 

Ein 'Gesamteindruck" vom Täler oder seiner Publikation, 
auf den sich das Urteil auch hierzu wieder ^ur Rechtfertigung 
seines Strafauspruchs beruft, ist jedenfalls an keiner Stelle im £ 
130 Abs. 3 StGB ein objektives Tatbcstandsmcrkmah könnte es 
auch gar nicht sein: 

Denn unser modernes deutsches Strafrecht ist immer nur 
Verwirklichung des objektiven Tatbestandes eines ganz konkre¬ 
ten Sirafgescizcs* aber niemals etwa "Eindrucksstrafrecht'L 
Ähnliches ist bisher jedenfalls im NS Sirafrcchtsdcnken prakti¬ 
ziert. worden, wo für eben solche Fülle, in denen eine Tatbe¬ 
standsmässigkeit nicht verwi rklicht wurde, das NS Gericht aber 
im Sinne der NS Machthaber einen solchen Täter dennoch für 
strafwürdig erachten wollte, die Lehre vom '"Tätcrtyp" entwik- 
kelt worden ist, die dem NS Gerechtigkeit sülcal entsprach. Das 
aber hat mit Rechtsstaatlichkeit nichts gemein. Eine solche 
Auffassung darfdaher für das moderne deutsche Strafrecht nicht 
mehr angewandt werden, das nur von der Tat und dem zugehö¬ 
rigen Strafgesetz au&gcbb also immer nur von "nul ia poena sine 
lege 1 . 

* 4 * 

Auf Seite 32 des Urteils werden falsche Gewichtung und 
Wertung sowie Groß- Fettdruck zum Strafdelikt erklärt. Daß die 
hiervon betroffenen analysierten Sachverhalte falsch darge.stellt 
worden seien, hal das Urteil nicht behauptet. Insofern entfallen 
diese Strafvorwürfe gänzlich. Sie sind auch schon nicht einmal 
tätbestandsmäßig. 

Es muß dem Autoren — wie dies generell Üblich ist - 
zugestanden werden, Analysen in der Art und Weise vornehmen 
zu können, wie sie sich aus der Sachlage ergeben und vom 
Autoren für richtig gehalten werden. Ein Gericht ist nicht 
berufen, politische Zensur zu üben und von einem Historiker zu 
verlangen, nur eine der Richicrschafi bzw P eine der politischen 
Führung genehme Meinung haben und nur diese dar stellen oder 
nur für diese Groß- und Fellbuch staben verwenden zu dürfen. 

Wenn das Urteil eine solche Rechtsgrundlage angibu muß cs 
mich nach eben dieser Vorschrift im einzelnen subsumieren. Die 
An fühmng von B egrtffen, die in kd ncr Weise in den § £ BO Abs. 
3 SlGB und 183 StGB auch nur angcdeuiel, geschweige denn 
genannt werden, als sbafhegründend zu werten, kann nie Auf- 
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gäbe liier Jurisdiktion sein, Diese Begriffe sind gar keine objek¬ 
iven Tathestandsmerkmale und können daher auch keine Rechts¬ 
grundlage für eine Verurteilung abgeben, obwohl sie eben das 
sein sollen, wie ilrts Urieil deutlich erkennen läßt. 

Und Verurteilung ohne Erfüllung einzelner objektiver Tut 
bestand smerkmale ist in j edem Fal l ei n flagrante r V ersloß gegen 
den bereits wiederholt hier angeführten Strafrechtsgrundsat/ 
"nullapoenasine lege 1 '. Das angcfochtene Urteil zieht Schlüsse 
aus Be gri ffen, die g ar nicht im Gesct/ genannt bz w. de liniert t d ie 
also gar nicht talbestandsmäßig sind. 

» 5 « 

Der Einziehung^beteiligte hat sich in der Ausgabe Nr. 60 
"mit der Judenverfolgung irn Dritten Reich insgesamt" über¬ 
haupt nicht befaßt. Wie also kann er sie "in großem Umfang 
verharmlost“ haben? 

Dieser Strafvorwtirf (S, 33 der Urteilssebrift) ist als unbe¬ 
rechtigt und unzulässig -zurück/uweisen. Unter dein Begriff 
"Verharmlosen“ ist im übrigen alles und jedes zu subsumieren, 
was nicht unkritisch auch absurdeste Darstellungen akzeptier!. 
Werden dann die vorgeworfenen "verbanniusemlcrT Aussagen 
noch nicht einmal konkret benannt, wie im vorliegenden Fall, 
um so abwägen zu können, ob konkrete Aussagen für einen 
Wissenschaftler sträflich falsch oder d*>ch sachlich richtig sind, 
so ist der Gefahr einer Wiltküfju&liz doch Tür und Tor geöffnet! 
Das Urteil hat weder den Begriff ''Verharmlosen" definiert, 
noch ihn auf einen konkreten Text der Druckschrift bezogen, 
auch nicht beachtet, daß er im Sinne des % 220 a StGB nur auf 
den "Völkermord" als Ganzes bezogen ist und nicht auf w issen- 
sdiaflliche Deiailaualyseii im Rahmen dieses Geschehenskom¬ 
plexes. So fehlen auch hier wieder die objektiven Tatbestands¬ 
merkmale des § 130 Abs. 4 i. V .m r Ab£ r 2 und 3 sowie des § 189 
StGB 

* 6 ■* 

Gleichermaßen zu rügen sind Sir a (Vorwürfe wegen nicht 
konkret benannter ,r zynischer und polemischer Darstellungen 
von Beweismitteln" und optischer Hervorhebung bestimmter 
Anssagen. Ohne erkennen zu können, was konkret hier ange¬ 
sprochen sein soü, is i eine $achbeurteilung und Stellungnahme 
nicht möglich. 

Es ist aber schon strafrechtlich relevant, dem Esn/.ichuiigs- 
beteiligten solche pauschalen Straf verwürfe zu machen, die 
nicht einmal konkret definiert werden. 

Besonders seltsam muß berühren, wenn das Urteil auf Seite 
36 selbst feslstellt, daß "auch scharfe und übersteigerte Äuße¬ 
rungen im öffentlichen Meirutngskampf grundsätzlich in den 
Schlitzbereich des Artikels 5 Abs. f fallen". Hi er hingegen wird 
weniger als das zum Straftalbestand erklärt, 

* 7 * 

Auf Seite 33 rügt das Urteil mit Straf folge, der Etn/iehungs- 
beteiligte habe die Äußerung von Prof. Dr. Wolfgang Scheffler 
auf dem Historikerkongreß in Stuttgitrt zitiert, daß die Zahl der 
uTUgckommenen deutschen Judtfn bei 135.000 liegen dürfte und 
es 2/3 des deutschen Judentums gelungen sei, sich in irgendei¬ 
ner Form vorder Endlösung zu retten, und er habe diese Aussage 
nicht angczweiftli- 

Das LG Bielefeld weiß offensichtlich nicht, wer Prof. W oll - 
gang Scheffier ist, daß er zu jenen gehört, die seil Jahr und Tag 
führend die Vernichtung sbebaupluiig von 6 Millionen schrift¬ 
lich in zahlreichen Variationen vertreten, daß er als Sachver¬ 
ständiger vor in- und ausländischen Gerichten aufzutreten 


pflegt und schließlich dies vor jenem His torikerkongreß r also vor 
in- und ausländischen Fächleulen, unbeanstandet dargclegl hat. 

Im übrigen ist cs unverständlich, wenn das nicht sachkundi¬ 
ge LG Bielefeld meiueni sachkundigen Mandanten etwas /um 
Strafdelikt erklärt r 

a) was ein anderer in der Bundesrepublik mit öffentlicher 
Resonanz unbeanstandet vorgetragen hat, 

b) dies nicht bezweifelt zu haben und schließlich 

c) was sich nach Prüfung der Sachlage als richtig erwiesen 
und das LG auch keinen Gegenbeweis angetreten hat. 

» Ä ^ 

Als nächstes führt das Urteil auf Seite 33 als Slrafdelikt an. 
der Einzichungsbeteiltgle habe den "Leiter einer Wiener Inge¬ 
nieursfirma (nein: den ehemaligen Präsidenten der österreichi¬ 
schen Ingesiieurskainmer, war fettgedruckte Überschrift!) 

"Walter Lüßt angeführt, der behauptet hat, der Massenmord 
mit Zyklon B könne nicht statt gefunden haben ; dagegen sprä¬ 
chen die Naturgesetze und das Fehlen der technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen. “ 

Verschwiegen hat das l-G Bielefeld, daß 

Ir) die Süddeutsche Zeitung 1992 genau dasselbe -- und 
zwar unbeanstandet -- wie der Einziehungsbeteiligte geschrie¬ 
ben hatte, 

2.) Walter Lüftl ein umfangreiches Gutachten über dieses 
Thema, das hei Gericht vor gelegt werden so Hie. erarbeitet hatte 
-- was dem F-ii]ziehungsbeLeiligten textlich bekannt war —, 

3+) Walter Lüftl technische. naturwissenschaftliche, medizi¬ 
nische Sach beweise zur Klärung der anstehenden Thematik 
gefordert* sich hierzu vielfältig beispielhaft ausgelassen und sich 

4 r ) gegen eine Pönalisierung wissenschaftlicher Forschung 
ausgesprochen hat 

Bekanntlich wurde am 15,6.1994 ein in Österreich gegen 
Walter Lüftl unter Be/ugnahme au I das sehr weitgehe nde 11 W ie- 
derbetätigungsgesetz" eingeleitel gewesenes Strafverfahren 
wegen dieses Gutachtens vom Landgericht für Strafsachen in 
Wien eingestellt, woraus zu folgern ist, daß sich seine Ausfüh¬ 
rungen nach strenger juristischen Prüfung als sachgerecht her- 
ausgestellt haben. Wenn auch dem Eluzieliungsbeteiligten diese 
Wiener Landgerichtsentscheidung bei Herausgabe der HT-Nr. 
60 noch nicht bekannt war, so ist damit jedoch die Richtigkeit der 
von ihm publizierten Details erwiesen worden. 

Für richtige Sac baussagen darf jedoch ein Historiker nicht 
bestraft und wissenschaftliche Literatur nicht vernichtet wer¬ 
den! Was haben schließlich die Grundrechte wie Informations¬ 
freiheit, Meinungs— und Pressefreiheit für einen Sinn, wenn 
Historikern zum Strafdelikt erklärt wird, wichtige Informatio¬ 
nen nicht zur Kenntnis nehmen, verarbeiten und selbst veröf¬ 
fentlichen zu dürf en? Nur so kann das erreicht werden, was seihst 
das Bundesverfassungsgericht aut 15.L1958 (BVerfGE Band 7, 
S. 198 ff oder auch BVerfGE 77,65,74) mit den Warten definiert 
hat: 

"Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ist als unmit¬ 
telbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit in der 
Gesellschaft eines der vornehmsten Menschenrechte überhaupt 

Für eine freiheitlich-demokratische Rechtsordnung ist es 
schlechthin konstituierend , denn es ermöglichst erst die ständi¬ 
ge geistige Auseinandersetzung, den Kampf der Meinungen , die 
ihr Lebenselement ist (BVerfGE 5 t 85 <205> J. Fs Ist in gewissem 
Sinn dte Grundlage jeder Freiheit überhaupt." 

Diese und andere Grundsatzentscheidungen über die Wis- 
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sensehafts- uiui Meinungsfreiheit sind in den Verleidigungs- 
schriftcn dem LG Bielefeld vergebens vorgetragen worden. Auf 
diese Schriftsätze wird verwiesen, um Wiederholungen zu ver¬ 
meiden, 

+ 9 * 

Auf Seile 33 setzt das Urteil seine Strafvorwürfe mit dem 
Verweis au 1'das Germar Rudolf Gutachten fort, Dabei stellt es 
fest, daß dieses Gutachten nicht etwa kur/ und ober 11 Schlich, 
sondern 'ausführlich zusammengefaßt ty wurde, was fiir den 
Einzichungäbetciliglen als Wissenschaftler spricht und nicht 
gegen ihn. 

Strafverschärfend wird dem Emzichungsbeteiliglen erneut 
der "Fettdruck" für wichtige Aussagen dieses Gutachtens vor ge¬ 
worfen wobei das LG wissenschaftlich nachgewiesene Sach, ver¬ 
halle des Diplom ^Chemikers Rudolf als "Leugnung* interpre¬ 
tiert. Wenn Rudolfs wissenschaftliche Analysen sachlich-vorur¬ 
teilslos ergeben haben, wa& jederzeit von anderen Chemi¬ 

kern nach zu vollziehen ist (dies ist zwischenzeitlich tatsächlich 
mehrfach eh st gleichartigem Ergebnis in Polen geschehen!), daß 
in den konkret bezcichneien Kellern des Krematoriums II in 
Birkenau kein Zyklon B je verwendet worden ist, dann ist das 
wissenschaftlich sensationell und verdient auch in Fettdruck 
wiedergegeben zu werden. 

Ein gesetzlich verfügtes 11 Leugnung* verbot" bezieht sich 
nicht auf den Keller des Krematoriums II in Birkenau, sondern 
auf den Völkermord an den Juden insgesamt. Auch aus diesem 
Grunde sind im vorliegenden Fall die objektiven Tal bestand s- 
incrkmale der §§ 130 oder 189 StGB uichi erfüllt, 

* 10 *. 

Das Urteil formuliert auf S. 33 einen Straftatbestand damit, 
daß der Einziehungsbeteiligte das Rudolf Gutachten als hoch¬ 
karätig qualifiziert bezeichnet und eine "kritische Würdigung 
des Inhalts des Gutachtens" unterlassen hat. 

Dabei bleibt die Frage, wie ein Historiker, der kein Chemiker 
ist, sich an maßen soll, ein chemisch hochkarätig qualifiziertes 
Gutachten zu kritisieren. Das muß er doch wohl Chemikern 
überlassen. Seine Aufgabe beschränkt sich auf das Berichten. 
Und er berichtete, daß Gennar Rudolf sein Gutachten z^ihllosen 
Experten zugeleitei haue, die alle bestätigten, daß cs keine 
sachlichen Fehler enthalte. Einer dieser Experten hat es als 
n Meisterwerk M bezeichnet. 

Einen Straf Paragraphen für unterlassene Kritik an einem 
sachlich qualifizierten Gutachten gibt cs nicht. Folgt man dem 
Urteil so müßte jeder Professor, der eine gute Doktorarbeit nicht 
kritisiert, ein Strafverfahren erhalten. 

» 11 * 

Und wenn das LG Bielefeld 1 strafte wehrend (S. 33) weiter 
verwirft: 

"Der Einziehungsbeteiligte setzt sich nickt mit den unge¬ 
zählten Augenzeugen berichten, Dokumenten and Erkenntnis¬ 
sen der Geschichtswissenschaften auseinander die entgegen 
dem Gutachten ... die Massenvergasungen im Konzentrations¬ 
lager Auschwitz belegen", 

$o ist dem entgegen zufaalien, daß jene Augenzeugen sich mit 
den nalurwissenschaftltchcii Sachbc weisen* die Germar Rudolf 
am Ort des behaupteten Geschehens zusammengetfageo hat, 
gar nicht auseinandergesetzt haben. Die haben ganz etwas 
anderes bekundet, was gar nicht Gegenstand des Themas war, 
haben sie sich doch niemals mit naturgesetzlichen Untersuchun¬ 
gen über die Konsequenzen ihrer AussageEi befaßt. 


Der Ein/Lchungsbeteiligle bal sich in seinen verschiedenar¬ 
tigen Publikationen überreichlich mit jenen "ungezählten An- 
genzeugenberu hten, Dokumenten und Erkenntnissen der Ge- 
schichtswissenschaßen* auseinandergeseizi, so daß er dafür 
keinen Nachholbedarf halle, zumal nicht bei einem spezifisch 
natiirwisscnscharüichcn Saclubcma, Aus diesem Sachverhalt 
einen S traftatbc stand zu konstruieren ist abwegig und liefe auf 
eine vom LG Bielefeld vorgegebene politische Zensur sowie 
darauf hinaus, jedem Professor, der eine von der gegenwärtigen 
allgemeinen Meinung abweichende wissen chaftliche Untersu¬ 
chung nicht kritisiert, ein Strafverfahren zu verordnen, weil Cr 
die von einem Gericht für wichtig und entscheidend gehaltenen 
Zeugen nicht oder zu wenig berücksichtigt hatte. 

Denselben Strafvorwurf, sich mit den Augenzeugen usw. 
nicht sachlich auseinandergesetzt zu haben, wiederholt das 
Urteil auf Seite 36 unnötigerweise. Genauso war im Fall des 
Hel ten Nr. 59 verfahret! worden. 

Objektive Tutbe stand smerkmalc zur Erfüllung der in § 130 
Abs, 3 StGB oder § 189 StGB benannten StralBesümmuiigeia 
sind aus den liier zitierten Vorhaltungen nicht abzuleiten. 

*12 * 

Zum Strafvorwurf wird dem Einziehungsbcteiliglen auf 
Seite 313734 gemacht, er qualifiziere einige Aussagen von Au¬ 
genzeugen 

f 'von vornherein als nicht glaubhaß ab, ohne sie sachlich zu 
überprüfen und zu würdigen. So tituliert er die Zeugen z./i. als 
»Starzeugen, »Musterzeuge und angeblichen Angehöri¬ 
gen eines Sönderkommctndos« oder als »angeblichen 
Überlebenden des Sanderkommajidas« oder setzt das Wort 
Zeuge in Anführungszeichen. * 

Da das LG hier eine Pauschalbehauptung ohne konkreten 
Beleg aufgestellt hat, kann dazu nicht detailliert Stellung ge¬ 
nommen werden, 

Richtig jedoch ist demgegenüber, daß der Einziehungsbeiei- 
ligte keine einzige Zeugenaussage "von vornherein , ohne sie 
sachlich zu überprüfen", abqualifiziert hat, sondern er im 
Gegenteil stets Zeugenaussagen sachlich seziert hat. Z.B. wie 
soll ein Wissenschaftler eine Zeugenaussage, wie auf Seile 21 
der Druckschrift erwähnt* demtfolgc für verdunstendes Zyklon 
ü "brauner und blauer Dunst* bekundet wurde, Blausäure 
indessen im Verdiinsmngszustand nachweisbar unsichtbares 
Gas ist, anders bewerten als falsch? Wie soll er sich damit weiter 
au&einanderseizen, um sie "sachlich zu überprüfen und zri 
würdigend Wie ati diesem Beispiel dargetan, verhält es sich bei 
anderen Zeugenaussagen genauso. Auch Zeugen, die behaup¬ 
ten, '!Angehörige des Sonderkommandos "gewesen zu sein H sind 
danach zu bcurteilen, ob ihre Aussagen wirklichkeitsgetreu sind 
oder den Naturgesetzen und sonstigen Sachnachweisen wider¬ 
sprechen. Sic genießen keinen Sondersmuis, grundsätzlich als 
"glaubwürdig" beurteilt werden /u müssen, 

Auch hier gilt: Objektive Tatbcsrandsmerkmale zur Heran¬ 
ziehung der in § 130 Abs. 3 StGB oder § 189 StGB benannten 
SirafbesLünmungen sind aus den hier zitierten Vorhaltungen 
nicht abzuleiten. 

* 13 * 

Zum Straftatbestand wurde erklärt (S. 34 der llrtcikschrift): 

"Der Einziehungsbeteiligte behauptet auf Sehen 21 ff der 
Druckschrift, daß die (Augenzeugen so ziemlich alles falsch 
bekundet hätten, was nur falsch zu machen sei. Diese Aussage 
hebt er wiederum durch Groß- und Fettdruck hervor/' 
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Wie kann solches zum Strafdelikt erklärt werden, wenn der 
Binziehungsbeteüigte die Nachweise für seine Feststellung er¬ 
bringt - was er getan hat das LG Bielefeld hingegen nicht? 
Was soll man denn anderes dazu sagen, wenn die (Augenzeugen 
der H Sonderkonunandos ir bekundet haben, sie hatten im Dach¬ 
boden des Krematoriums geschlafen, wenn dies nachgewie¬ 
senermaßen infolge der Giftigkeit von Zyklon B und der behaup¬ 
teten Tagesarbeiün diesem Gebäude gar nicht möglich gewesen 
sein kann? Sic hatten schon ihren ersten Arbeitstag nicht 
überlebt wie sie ihn geschildert haben. Eine weitere "kriti¬ 
sche Auseinandersetzung" mit diesen " Zeugen " erübrigt sich 
angesichts solcher Schilderungen. 

Wissenschaftler und Historiker würden jedoch zu Lügnern 
und Heuchlern werden, würden sie anderes für wahr erklären, 
als das, was nachweisbar und nachgewiesenermaßen wahr ist! 

» 14 4 

Auf Seite 34 des Urteils wird eine kritische Auseinanderset¬ 
zung des Eiimebungsbeteiligten strafte wehrend als "zynisch 
und polemisch " "in x Lächerliche ziehend" bc ze ichsi et, als er den 
Bericht eines Augenzeugen, daß den Opfern zur Täuschung 
Seife und Handtuch ausgehändigt worden seien, so kommentier¬ 
te: 

"Wer geht schon mit Handtuch unter die Dusche? Wer kann 
bei dem behaupteten Gedränge noch ans Einseifen denken 7 
Warum sollte die Regie solche Utensilien willig unnötigerweise 
gefährlichem Giftgas aussetzen und sich dabei selbst unsinnige 
Entwrgungs- r Reinigungs^ Sammelprobleme schaffen, zumal 
alles knapp und rationiert war? Er bezeichnet dies als eine 
»nicht verständliche Regie". fJ 

Zur Beurteilung und Bewertung dieses Themas gehören ja 
noch viel mehr Einzelheiten dazu, nämlich die, daß cs jeweils 
Tausende gleichzeitig für einen viel zu kleinen Raum gewesen 
sein sollen, daß sie von der SS mit Peitschen hineingetrieben 
worden sein sollen, und dies täglich mehrfach. Da muß doch 
irgendwo einmal bei sachlich denkenden Wissenschaftlern ein 
krhisches Wort fallen! Das kann man doch nicht alles glauben, 
auch nicht, wenn cs staatlich verordnet werden sollte] Die 
Wissenschaft würde authören zu existieren, würde nicht mehr 
erlaubt sein nachzufragen, ob die Geschichten von Seife und 
Handtuch angesichts derBegleitbehaupiungen nicht tatsächlich 
eine unverständliche Regie gewesen sein müßlc. Mil Zynismus 
hat das nichts zu tun. 

Wenn aber gar, wie im Urteil auf Seite 34 geschehen, aus dem 
Urteils hin weis auf "zynische "Darstellung zudem die Folgerung 
abgeleitet wird, daraus ergebe sich (der nachfolgende Salz 
beginnt: "indem er bestreitet "),daß esdcmEinziehungsbeteilig- 
icn "in Wahrheit darum geht, die Massenvernichtung im Kon¬ 
zen f rationslager Ausch witz zu le ugn en und die Judenverfolg un - 
gen im Dritten Reich insgesamt zumindest in großem Umfang zu 
verharmlosen", so hat eine solche "Folgerung" nichts mit dem 
zuvor gerügten Text oder seiner Ausdrucks weise zu luü- 

Hieraus wiederum crgihUsich, daß kein objektives Tathe- 
standsmcrkmal des vom Urteil herangezogenen § 130 Abs. 3 
StGB erfüllt worden ist. 

Dem Wissenschaftler kann niemand aufgeben, wie er ein 
Gutachten oder eine Zeugenaussage oder den behaupteten Tat¬ 
sachenbericht in einem Buch zu bewerten hätte. Das ist allein 
seine Sache und hat mit dem Strafrecht überhaupt nichts zu tun, 
Denn es gibt keine Strafvorschrift, die eine "nicht richtige 
Bewertung" eines Gutachtens oder einer Zeugenaussage unter 


Strafe stellt. 

Der Einzichungsberechtigte hat sich im übrigen mit Gegen¬ 
beweise [] zu seiner These durchaus auscmnndcrgesetzL Sogar 
das Urteil gibt das selbe zu (S. 33 unten), wirft ihm aber vor, er 
habe diese Aussagen von vornherein als w nicht glaubwürdig 
abgewertet f \ Auch hierzu wieder nur der Hinweis: Es ist ihm 
von der Wissen schaftsfreiheil her vollkommen seinem eigenen 
Gutdünken überlassen, wie er Zeugenaussagen bewertet. 

*£ 15 

Die Sch 1 ußvcmrlcilung für das Heb Nr. 60 münde! in der 
erneuten Behauptung des Urteils (S. 34), derEinzichutigsbetei- 
tigte habe die Ermordung von Millionen Juden m den Gaskam¬ 
mern von Auschwitz bestritten und damit eine historisch gesi¬ 
cherte Tatsache geleugnet, über die. weil offenkundig, kein 
Beweis zu erheben ist. 

Auf Seite 32 des Urteils hieß cs noch, der Eiuziehungsbctci- 
ligtc habe in der Druckschrift Nr. 60 "nicht ausdrücklich 
geleugnet", dafürjedoch festgestelJu "der Holocaust* der woan¬ 
ders staitgefiotden und Millionen Opfer gefordert hat. bleibt 
anderen Untersuchungen Vorbehalten. " Dafür habe der Einzie¬ 
hung ^beteiligte jedoch "erheblich verharmlost Jl , Auf diesen 
Widersprach im Urteil aufmerksam zu machen, ist geboten. 

Demgegenüber hat der Einziehuugsbetdligte lediglich un¬ 
tersucht, was an konkret genannten Plätzen sachlich, technisch, 
naturwissenschaftlich möglich war und nachgewiesen ist, was 
in der internationalen Literatur zur anstehenden Thematik 
ausgesagt worden ist, hat sich - wie andernorts vom Gericht 
gefordert! -- kritisch mit Zeugenaussagen auseinandergesetzt, 
was ihm in diesem Fall zum Straftat bestand, im anderen Fall die. 
Unterlassung solcher Auseinandersetzung zum Straftatbestand 
angerechncl wurde. 

Die wissenschaftliche Untersuchung weltweiter historischer 
Forschungsergebnissen ganz gleich, welchen Inhalt sic haben, 
ist ein legitimes Anliegen und vom Grundgesetz garantiert. Sie 
kann, wenn es nach rechisstaailichen Prinzipien und dem 
Grundsatz gehn, daß ein jeder vor dem Gesetz gleich ist, nicht 
zum Strafdelikt umi'uuktioniert werden, 

> 16 * 

Auf Seite 35 führt das Urteil nichts über den Schulz der 
Wissenschaft auch im Rahmendes §130StGB aus, wobei doch 
gerade dies für die Behandlung der hier anstehenden Straf- und 
Vernichtungsfälle für wissenschaftliche Literatur von ceU schei¬ 
dender Bedeutung ist. 

Mit Nachdruck wird daher darauf aufmerksam gemacht, daß 
§ 130 Abs. 5 auf £ 36 Abs. 3 StGB verwebt Danach ist eine 
Schrift nicht strafbar, wenn sieder Kunst Herder Wissenschaft, 
der Forschung oder der Lehre, der Berichterstattung über Vor¬ 
gänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder ähnlichen 
Zwecken dient. Es ist also nicht einmal nötig, das Grundgesetz 
zu bemühen. 

» t7 # 

Auf Seile 35/36 entzieh L das Urteil dem Einziehungsbeteilig- 
len die Grundrechte der Meinung*-* Presse- und Wiäseuschafts- 
freibeit mit dem Spruch 

"die Druckschriften steilen nicht das Ergebnis eigener wis¬ 
senschaftlicher Tätigkeit..,, dar.Der historische Bezug reicht 
nicht aus , ihren Inhalt zu einem Produkt wissenschaftlicher 
Betätigung zu machen der den Schutz des Art. 5 Abs. 3 GG 
genießt r w 

Dies ergänz! das LG noch auf Seile 37 mit der Feststellung, 
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der Umzieh ungsbeteil igle hätte ‘'bewußt, erwiesen unwahre 
Tai sacken behauptet ohne dies nackige wi esen zu haben. Denn 
der Spruch. 

"da darin die historisch gesicherte Tatsache des Massen¬ 
mordes an Juden im Konzentrationslager Auschwitz geleugnet 
und die historisch gesicherte Tatsache der Judenverfolgung im 
Dritten Reich insgesamt verharmlost wird", 

verfälscht die L'mersudmngsgrundlagen und Forschungser¬ 
gebnisse der vorliegenden Arbeit die nicht darauf atisgeriehlet 
waren, etwas zu leugnen und zu verharmlosen, sondern darauf 
zu berichten, riehtigzuslcllen, zu überprüfen. 

Hier sei erneut daraufhingewiesen» daß das Urteil auf Seile 
32 festges teilt hat» daß der Ein zieh ungsbeteiligte "zwar nicht 
ausdrücklich leugnet*'. 

Kein einziger Salz konnte als sachlich falsch nachge wiesen 
werden. Mit “der Judenverfolgung im Dritten Reich insgesamt " 
hat sich die Ausgabe BT-Nr, 6U gar nicht befaßt, daher konnte 
si c auch ti ic h t verharmlost w erden. Unerwünsch te Ei n ze lergcb- 
nisse können nicht mit einem Pauschal urteil des “Leugnens” 
oder w Verharmlosens ,f kriminalisiert werden. 

> 18 ■* 

Auf Seite 36 wiederholt das Urteil, strafbeschwereiid, der 
Einziehimgsbeieiligte habe sieh nicht sachlich mit Augenzeu¬ 
gen, Dokumenten und Entstellungen der Gerichte befaßt. 

Wiederholt sei daher auch hier: Gerichte können einem 
H i stori ker nicht aufs rlegen , mit we Iche n 1)nters uchungsthemei] 
er sich zu belassen und zu welchen Forschungsergebnissen er zu 
kommen hat. Jedes vom Ei nziebu unbeteiligten herausgegebe¬ 
ne Heft seiner Reihe Historische Tatsachen hai ein spezielles 
Untersuchungsthema. Seine bisher behandelten Themen sind 
außerordentlich vielseitig gestaltet, sein Quellenangebot ist 
umfassend. Daß ein Historiker Gerichtsentscheidungen nicht 
als unumstößliche Wahrheiten zu akzeptieren braucht, sondern 
er sich unabhängig davon nach eigenem Quellenstudium durch 
ein von der Geschichte vorgegebenes globales Thema durchzu- 
äfbeiten hak folgt aus der rechtsstaatlich gesicherten Wissen- 
schaftsfreiheit. Eine von der J usliz reglementierte Wissenschaft 
ist keine Wissenschaft mehr. 

Daher kann dem RinziebungsbeteiJigten auch kein Sirafde- 
Litt daraus erwachsen, sich nicht au Feststellungen von Gerich¬ 
ten ausgeridiiet zu haben, was bekanntlich auch ausgedehnt 
wird auf die Beu rteilung von G laub würdigkei t oder N ich (glaub ■ 
Würdigkeit von Zeugenaussagen und Dokumenteninhaltcn. 

Ein Wissenschaftler hat seine Untersuchungen unabhängig 
durchzufübren. Das LG Bielefeld hat zwar den Vorwurf erho¬ 
ben, der Ein zieh ungsbeteiligte hätte sich nicht sachlich mit den 
ungezählten Berichten ... usw. anseiiwidergeseUL doch in 
keinem einzigen Fall dargetan, wo genau ein solches sachliches 
Argument gefehlt hai, mit dem er sich hätte auseinandersetzei] 
sollen, und das sein Untersuchungsergebnis zu Fall gebracht 
hätte. Das hätte mit Roß und Reiter genannt werden mü ssen, um 
einem solchen Argument,Gewicht zu geben. Normalerweise 
vollzieht sich eine solche Auseinandersetzung in der Öffentlich¬ 
keit und nicht vor Gericht. Sachlich unhaltbare Behauptungen 
würden in der öffentlichen Auseinandersetzung m Fa II ge¬ 
bracht. Öffentliche Vorwürfe gegen den EinziehungsbeteiÜgten 
für Darstellungen in seinen Historische Tatsachen liegen in¬ 
dessen nicht vor. 

Faßt man die VerutieilungsgiUndc des LG Bielefeld wegen 


Herausgabe der Historischen Tatsachen Nr. 60 "Naturwissen¬ 
schaft ergänzt Geschichtsforschung" hinsichtlich des objek¬ 
tiven Tatbestandes zusammen, so ergibt sich: 

1. 

In 2 Fällen hai das Urteil dem Einziehun ^beteiligten 
Strafvorwurfe für Aussagen gemacht, die das LG selbst demen¬ 
tiert hat. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten » 3 j» lü *. 

Diese Fälle sind jedoch grundlegend für die Beurteilung des 
gesamten Heftes, da diese den eigentlichen 11 Straftat bestand der 
Verharmlosung" darsteNcn sollen, wogegen alle übrigen Punkte 
nur Einzel belege dafür beitragen sollen. 

II. 

In 2 Fällen hat das Urteil dom Eiuzichuugsbeteiligteii Sach- 
aussagen unterstellt, zu denen er sich weder in der vom LG 
''zitierten" Form, noch überhaupt geäußert hai. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten » 5 » 17 *, 

III . 

in 2 Fällen hat das LG Bielefeld dem Einztehungsbelciliglcn 
Strafvorwürfe nicht für Texte, die er geschrieben hat, gemacht, 
sondern mittels Interpretationen, mit denen das LG eigenwillig 
die Texte meines Mandanten belegt, ohne zur Sache selbst 
Stellung zu nehmen, 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten » 6 « t * 14 *, 

iv. 

In 4 Fällen hat das LG Bielefeld demEinziehungsbeteiligten 
Straf verwürfe für die Darstellung richtiger Sachverhalte ge¬ 
macht. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten * 8 * 9 «, > 13 

«<+ »■ 14 *. 

V, 

En 6 Fällen hat das LG Bielefeld dem Einziehungsbetei ligten 
Strafvorwürfe gemacht für falsche Gewichtung von Untersu¬ 
cht] ngs fällen, fehlende Auseinandersetzung mit Augenzeugen 
usw, oder Fettdruck für bestimmte Aussagen. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten *3**>4*,»<> 
* 9 * 11 ** » 18 

VL 

In 2 Fällen hat das LG Bielefeld dein Einziehungsbeteiligten 
zum Straftatbestand angerechnet, richtige Sachverhalte festge- 
stellt und nicht ange* weifen zu haben. 

Diese Fälle sind behandelt in den Pimktcn » 7 » 10 «. 

m 

In 3 Fällen hat das LG Bielefeld dem Einziehungsbeteiligten 
Texte und damit Sachaussagen unterstellt, die er so» wie vom 
Urteil ausgeführt, nicht geschrieben bat. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten * 1 »4 *, * 12 

*L+ 

vni. 

ln 10 Fällen hat das LG Bielefeld die Meinung des Einzie¬ 
hungsbeteiligten zum Straftatbestand angerechnet. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten: » 4 * 6 », 7 

»9«,*lO« f *Il«,*lZ« f * 13 * 14 ^ 18 

IX, 

In einem Fall entzieht das LG Bielefeld dem Einziehungsbe¬ 
teiligten den Seil lj lz der Grundrechte durch die Feststellung, 
seine Arbeit sei nicht wissenschaftlich, er stelle unwahre Tatsa- 
chenbehaupüjngen auf» wobei es keine Detail beweise vorlegt, 
sondern Pauschal inteäprelnt ionen. 

Der Fall ist behandelt im Punkt » 17 ft. 
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x + 

lu 10 Fällen hat das LG Bielefeld Sachverhalte verurteilt. die 
gar nicht beannragl waren. 

Diese Fälle sind behandelt in den Punkten » 1 * 2 * 3 *, 

» 4 & 6 «, * 7 * t * 12 t » 13 4( t » 14 & 1# «- 

Zum Vergleich der Texte, die beantragt waren und jener, die, 
ohne beantragt gewesen zu sein und die in der Hauptverhandluug 
auch gar nicht zur Sprache gekommen waren, wird der Einfach¬ 


heit halber auf die Töxtmarkieamgen verwiesen, die dem Rev i- 
sionsantrag des Rechtsanwalts Hajo Herrmann in derselben 
Angelegenheit beigegeben sind. 

XL 

In keinem einzigen Salz hat das Urteil dem Einzieh uugsbe- 
teiligten einen falschen S alz nachge wiesen] Oder anders formu¬ 
liert: Tn keinem einzigen Fall ist dem Urteil em Strafrecht fern 
gungs nach weis gelungen! 



En feierlicher Zeremonie wurde vor dem Berkshire Coun- 
t> -GeriehtsgvbHndeln Pittsfteld (US-Bundesstajtt Massachu¬ 
setts) rin Holocaust- Mahnmal zutn Gedenken an 11 Millionen 
Menschen errichtet Zwar steht in nur naher Distanz lesbarer 
lusclirift, du ft es sich hierbei um 6 Millionen Juden und 
weitere 5 Millionen Unschuldiger (innocent human bring») 
handele, doch der von grüflertm Abstand zu gewinnende 
Ges am lein druck vermittelt eine rein jüdische Ausrichtung. 
Dieser Gesamleindinck wird dadurch verstärkt, daft der auf 
dem Foto erkennbare Schöpfer dieses Gedenksteins seinen 
Entwurf ausschließlich auf Verbrechens- und keineswegs auf 
Kriegsopfer abgestellt hat - Im Inschriftentest wird auf den 
■'Holocaust* 1 verwiesen! --, und zwar beginnend mit denn Jahr 
19JX Dies wiederum Impliziert zusätzlich* als habe der Holo¬ 
caust als staatlich verordnet« Men scheu Vernichtung In Mil- 
lionenzahl bereits mit der Machtül>tr nähme Hitlers in Deutsch¬ 
land begonnen und zudem gleichermaßen Juden und andere 
Unschuldige betroffen, 

Di-r Äußxw , zionistische Keilschrift New York 14. Au^usl I L J ST — Vg]. 

]>. Bernhard Sliidle. "Verheimlichte DckunKflie", IM- 2, München 
1995p 5. m. 

Die Richter des Berkshire Distrikt-Gerichts werden mH 
einer so gestalteten Demonstration bei Ihrem täglichen Gang 
zum IMenst kaum an die historische Wahrheit gemahnt. 
Indessen daran erinnert, wer hier die öffentliche Meinung 
gestaltet. Dieses Denkmal bleibt damit ein sichtbares Zei- 
chetifür das Span n ungs Verhältnis zwischen politischem Ree hl 
und historischer Wahrheit. 


Derartige GedenkstelnscbÖpfer pflegen keinerlei Anteil¬ 
nahme in Stein zu meißeln an den 60 - HM} Millionen 
politischen Mordopfern ihres bolschewistischen Verbünde¬ 
ten, den Mordopfern des zivilen Bombenkrieges, der Atom¬ 
bomben ab würfe auf Hiroshima und Nagasaki»den Vor- und 
Nachkriegsverbrechen an Deutschen, überhaupt an wahr¬ 
heitsgemäßen historischen Zusammenhängen, 


C. Rechts Widrigkeit des Tatvor wurfs 

Zur Prüfung der Frage, ob und inwieweit der Tatvorwurf 
gegen den Einzidiuiig&bcteiligten gerechtfertigt sein konnte, 
sind Hinweise auf die Freiheit der Wissenschaft ebenso ange¬ 
bracht wie solche auf die Meinungsfreiheit. 

| + Die Freiheit der Wissenschaft. 

1 + 

Nach An. 5 Abs. -3 des Grundgesetzes sind Kunst und 
Wissenschaft, Forschung und Lehre frei. Die Freiheit der Lehre 
entbindet nicht, von der Treue zur Verfassung. 

Das angefochtene Urteil entzieht beiden Drucksachen den 
Schutz der Wisseoschaftsfr eibeit (S. 35). Dabei ist zwar nach 
Darstellung auch des angefochtenen Urteils 

"jede wissenschaftliche Tätigkeit alles* was nach Inhalf und 
Form als ernsthafter* planmäßiger Versuch zur Ermittlung der 
Wahrheit zu sehen ist , Jl 

Das Urteil versucht dann jedoch, die Arbeit des Erziehungs¬ 
berechtigten in beiden Druckschriften deswegen als nicht von 
der Wissenschafefreiheit geschützt dar/ ustel len. weil sie "nicht 


das Erzeugnis eigener wissenschaftlicher Tätigkeit des Einzie- 
hungsbeteüigten sind”. Das versucht das Urteil dann durch den 
Hinweis zu erläutern, daß beide Druckschriften 

"zwar einen historischen Bezug haben, der aber nicht aus* 
reicht r ihren Inhalt zu einem Produkt wissenschaftlicher Betä¬ 
tigung zu machen, das den Schutz des Arr. 3 Afts. 3 GG genießt 
(S- 36}* 

2, 

Diese bloße Behauptung versucht das Urteil durch die wei¬ 
tere Behauptung /u rechtfertigen, der Einziehungsbeteiligte 
gebe die Aussagen, ”in denen Massenvergasungen im Konzen¬ 
trationslager Auschwitz geleugnet werden, unkritisch wieder T \ 
ohne sich wie das für eine wissenschaftliche Arbeit erforderlich 
sei* 

"mit Gegenbeweisen* insbesondere mit Augenzeugenberich¬ 
ten, Dokumenten und Erkenntnissen der Geschichtswissen¬ 
schaft* sachlich auseinanderzusetzen.“ (S. 36) 

Diese Beschuldigung trifft nicht zu. Vielmehr hat der Ein- 
ziehungsbeteiligte in beiden Heften seitenweise überaus zahlrei¬ 
che Zitate und DokumentaraufZeichnungen als Belege ange- 


HUtvrittht Ta-taachrn Sr. ? 2 


23 




führt, woraus ersichtlich ist, daß er sicli sogar eingehend mit 
solchen Zeugen und Dokumenten auseinander ge setzt hat. 

Außerdem geht das Urteil erneut von der willkürlichen 
Unterstellung aus. der Einziehungsbeteiligie habe rnn den bei¬ 
den Heften das Thema Ller Judenverfolgung darslellen wollen. 
Das irilii aber giir nicht /u. Er wollte nur ganz bestimmte, im 
einzelnen aufgcführte, mit neuen Erkenntnissen der Wissen¬ 
schaft an gereicherte Sachthemen analysieren und hat nur zu 
diesem Zweck die zahl reichen Urkunden ausgewertet, die er 
ausdrücklich benenn l 

Zur Widerlegung der genannten Unterstellung des ange¬ 
fochtenen Urteils kommt aber auch noch die rechtliche Bewer¬ 
tung dieses Verhaltens des Einziehungsbeteiligteti, Das Urteil 
behauptet dazu lediglich, der Einziehungsbeteiligte habe in den 
beiden Heften offensichtlich nicht die Grenze erreicht ("der 
historische Bezug reiche nicht aus "), die es zu überwinden gelte, 
um ihren Inhalt zu einem Produkt wissenschaftlicher Betäti¬ 
gung zu machen (S. 36). Hier fehlt aber jeder zusätzliche 
Versuch eines Hinweises, wo im einzelnen eine solche Grenze 
denn überhaupt liegen, wann "ein historischer Bezug unsrei- 
c/Kur ,r $ülL Das wäre schon wissenschaftlich sehr bemerkens¬ 
wert* für die Darstellung tm Urteil aber rechtlich erforderlich, 

3 , 

Wenn das Urteil meint, der BinztehungsbeteiligDehabc sich 
-rn l diesen vielen Unterlagen, die er tatsächlich nachweisbar 
ausgearbeitet hat, nicht "sachlich auseihandergeseizi" (S, 36), 
so sei darauf hingewiesen* daß das zum einen gar nicht zutrifft, 
da er sich, wie in beiden Heften jederzeit nacbzuLesen, tatsäch¬ 
lich damit sogar eingehend auseinaadergesetzt hat. Zum ande¬ 
ren aber muß gerade hierzu mit Nachdruck vermerkt werden, 
daß es eben die Freiheil des Wissenschaftlers ist, die in An. 5 
Abs. 3 GG geschützt wird, wie, also auf welche Weise, er sich 
mit seinen Forschung sgegeusiaoden auseinander setzt. 

Einen eigenen konkreten Weg hierin hat das Urteil, nicht 
angedeutet. Das würde auch direkt dem Wissen Schaftsschulz- 
grundsatz des Art. 5 Abs. 3 GG widersprechen: Es gibt keine 
wissenschaftliche Regel, die ein Wissenschaftler bei der Aus¬ 
übung seiner wissenschaftlichen Forschung unbedingt beachten 
müßte, um einer Bestrafung zu entgehen. Wohl gibt es immer 
eine Wissenschaftliebe Kritik dazu, aber die ist niemals strafbe¬ 
wehrt, da solches immer dem Prinzip der Wissenschaftsfreiheit 
widersprechen w r ürdc und müßte. 

Unter diesem Verfassungsneclitsgrundsatz stehtaueh die Art 
und Weise der Auswertung von Zeugenangaben, wie sie der 
Einziehungsbeteiligte vorgenommen hat. Wenn er bestimmte 
Darstellungen von Autoren der Geschichtswissenschaft nicht 
akzeptiert, Widersprüche oder Mängel in ihren Werken findet, 
sie für unglaubwürdig, unkritisch, unsachlich, ungenügend 
i nform iert, ei n seiti g h äl t, so i st das ganz al lein seine persön I sehe 
Sache, die ihm vielleicht wissenschaftliche Kritik, aber niemals 
eine Strafe ein bringen kann. Dafür würde es schon am Grund¬ 
satz ri nuHa poena sine lege^scheilent. Solange es keine Straf¬ 
rechtsnorm gibt, die die Nichtbeachtung eines bestimmten 
Wissenschaftsgnmdsatzes mit Strafe bedroht, gilt die Freiheit 
der Wissenschaft nach Art, 5 Abs. 3 des Grundgesetzes in vollem 
Umfang, Sie hat schon deswegen Vorrang gegenüber dem 
Strafrecht, weil das Strafrecht dem Verfassüngsrecht immer 
nachgeordnet ist. 

Der Einziehungsbeteiligte macht hier ausdrücklich geltend, 
als Wissenschaftler vom Verfassungsrechlsgriitutsat/ der Wjs- 


senschafLsfreiheil für sein Tun leg n liniert zu sein. 

Bloße Behauptungen hinsichtlich der wissenschaftlichen 
Bewertung einer Arbeit* ’-vie sie das Urteil an führte ohne dazu 
anzugeben* was denn im einzelnen nicht wissenschaftlich sein 
soll, sind niemals in der Lage* die Rechtsgrundlage für die 
Bestrafung eines Wissenschaftlers abzugeben, dem lediglich 
vorgeworfen wird, er habe eine bestimmte Ansicht in der 
Ge seb idvtc wisscnschaft! ich m ch t so verlre-ten, wie irgcu dwd- 
chc anderen GeschichtswissenschafUcr. 

Definition des Urteils auf Seile 37: 

*Der Schutz von Tai Suchenbehauptungen endet indes dort, 
wö sie nicht zu der verfassungsrechtlich vorausgesetzten Mei¬ 
nungsbildung beitragen können. Deshalb wird die erwiesen 
oder be wußt unwahre Tatsachenbehaupumg nachder ständigen 
Rechtsprechung des Bundesve ijassu ng sge rieht s nicht vom Sc hu r z 
der Meinungsfreiheit umfaßt. Gemessen an diesen Grundsätzen 
genießt der Inhalt der Druckschriften Historische Tatsachen 
Nr. 59 + 60 nicht den grundrechtlichen Schutz der Meinungs¬ 
freiheit, Die Druckschriften enthalten erwiesen unwahre Tatsa¬ 
chenbehauptungen, da ... verharmlost wird,* 

Hieraus, ergibt sich, daß sämtliche Strafmerkmalc aus beiden 
Ausgaben - HT Nr. 50 + Nr. 60 - an einem Urteilsspruch des 
Bundesverfassungsgerichts "gemessen " werden, sie sich also 
nicht ans der Sache an sich ergeben. Und dieses "gemessen" 
werden bezieht sich wiederum auf die Formulierung, "daß 
Tatsachenbehuuptungen, die nicht zu der verfassungsrechtlich 
vorausgesetzten Meinungsbildung beitragen können, nicht den 
Schutz der Grundrechte genießen". Was aber ist eine "verfas¬ 
sungsrechtlich vorausgesetzte Meinungsbildung J 7 In der Ver¬ 
fassung bzw, dem Grundgesetz ist ein solcher Begriff nicht 
definiert. Eröffnet in der Tat Tür und Tor für Willkürentsehei- 
dungen und konnte entscheidend sein* jeglicher wissenschaftli¬ 
chen Forschung die grundgesetzlieh geschützten Grundrechte 
zu entziehen und politische Zensur /u schaffen diel aut Grund¬ 
gesetz untersagt ist, 

Das LG Bielefeld, dies muß tatsächlich wiederholt unterstri¬ 
chen werden, hat nicht einen einzigen Satz des Einziehnngsbe- 
leiligten als sachlich falsch nachgewiesen. Interpretationen des 
Gerichts mittels Vorwürfen, der Einziehungsbetejligte hätte 
diese und jene nicht näher bezeichnet cn Aussagen, Dokumente, 
Gerichtsfesistellungen verarbeiten müssen* bäüe nicht dies und 
jenes in Fettdruck bringen dürfen, hätte richtige Feststellungen 
anzweifdn müssen usw M ermöglichten die Unterstellung von 
11 Verbarm I osun gs l '-u:udenzen. Diese wiederum wurden dann 
"gemessen "an nicht definierbaren Gerichtsentscheidungen über 
einen "nicht ausreichenden historischen Bezug“ und unklarer 
"ve rfassmgsrei 'htlich vorausgesetzter Meinungsbildunf*. Sol¬ 
cherart konstruierte Strafvorwürfe haben keine gesetzliche Grund¬ 
lage. Angesichts dieser Formulierungen wurde übersehen, daß 
der £ 220 a SlGB ausdrücklich nur die * Verharmlosung des 
Völkermords'* als solchem mit Strafe bedroht, nicht aber wissen¬ 
schaftliche Detailuntersuchungen aus dem Gesamtkomplex die¬ 
ses Geschehens. 

Es bedarf daher einer obersten Gerichtsentscheidung, die 
sich konkret auf die Wissenschaft bezieht, ist es doch ein 
unhaltbarer Zustand, mittels früher einmal gefaßter Entschei¬ 
dungen, die sich nicht auf die Wissenschaft bezogen haben und 
wissenschaftlich nicht einmal richtig definierbar sind, die Wis¬ 
senschaft und damit jegliche ernsthafte Sachdebatte auch über 
historische Detailfragen i n unserem Lande außer Kraft setzen zu 
wollen oder zu können. 
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Wer sachliche Geschichtsschreibung zum Slrnfdelikt er¬ 
klärt, hebt die Grundrechte und damit die V erfasst™ gsgrutidla- 
gen der Bundesrepublik Deutschland auf, was nach unserem 
gegenwärtigen Rechtsgefüge sL'inerscits ein KriminaJdeiikt ist. 

II. Meinungsfreiheit. 

1 . 

Nach Art. 5 Abs, 1 5. 1 des Grundgesetzes hat jeder das 
Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bi hi zu äußern und 
tu verbreiten, und sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten. 

Das angefochtene Urteil entzieht dem Entzieh ungsbeteilig- 
ten dieses Recht auf Meinungsfreiheit mit dem Argument, 

"die Druckse hriften enthalten erw iesen unwahre Taisachen- 
behauptungen, da darin die historisch gesicherte Tatsache des 
Massenmordes an Juden im Konzentrationslager Auschwitz 
geleugnet und die historisch gesicherte Tatsache der Judenver¬ 
folgung im Dritten Reich insgesamt verharmlost wird/' (S. 17) 

Diese Behauptung trifft aber schon deswegen nicht zu, weil 
sich der Ein ziehungsbeieiliglc in beiden Heften immer nur mit 
konkreten Sachverhalten auseiiiandergesefzl hat und keines¬ 
wegs etwa die Tatsache der Judenverfolgungen allgemein wäh¬ 
rend des Dritten Reiches "ausdrücklich geleugnet oder mini¬ 
miert" (S. 29 des Urteils unten) hat. Auch in bezug auf die 
Druckschrift Nr. 50 wird im Urteil ausdrücklich bestätigt, daß 
"nicht geleugnet" wurde. Und wenn auch das Urteil dennoch 
beiden Heften ‘Verharmlosung" bescheinigt, so bleibt dies in 
beiden Fallen ohne konkrete Subsumtion und kann sich allein 
schon aus der Themenstellung der Arbeiten nicht auf den vom 
§ 220 a erfaßten "Völkermord” allgemein beziehen, was recht¬ 
lich diese Unterstellung wertlos macht. 

Wie dieses Zugeständnis im Urteil zu vereinbaren ist mit 
dem gleichzeitig ohne jedwede Subsumtion vorgebrachien 
Strafvorwurf der "Verharmlosung in erheblichem Maß" (S, 4) 
blieb ungeklärt, Dennoch wurde Strafe und Beschlagnahme und 
Entzug des Rechles auf Meinungsfreiheit verfügt. 

Das Urteil belegt seine Ansicht, der Ein/ichuugsbeteiligte 
verharmlose in beiden Heften die Judenverfolgungen im Driuen 
Reich nicht mit Verweis auf irgendeine Stelle in den beiden 
Publikationen, Vielmehr reicht dem Urteil bereits der abstrakt, 
formulierte Begriff allein lür seine Strafbegründung aus, ohne 
anzLgehen, wann konkret diese Strafbcgründuiig eigentlich 
gerechtfertigt sein soll. Wenn cs schon ausreidien soll, einen 
bloß abstrakt formulierten Begriff ohne jede Definition und erst 
recht ohne jede Subsumtion zu irgendeinem objektiven Tatbe- 
stand&merkmal als strafbegründend anzunchmen, rügt das die 
Verteidigung jedenfalls hier ausdrücklich als deutliche Verlet¬ 
zung des Grundsatzes "nulla pocna sine lege”. 

Wo ist das konkrete objektive T atbeslandsi nerkmal, das eine 
Verharmlosung, was immer das auch sein mag, erst stralbär 
machen kann, wenn die bloße Behauptung allein dafür noch 
iijemals ausreichen kann? Wo es keine konkrete Strafrechts- 
nnrm gibt, die eine konkret definierte Strafbestimmung konsta¬ 
tiert, kommt nur ein Freispruch in Frage wegen Mangels an 
Tatbestand. 

Und eben hierauf beruft sich der Einziehung »beteiligte aus¬ 
drücklich. 

2 . 

Ergänzend ist darauf hin/uw eisen, daß die Behauptung im 
angefochtenen Urteil, der Ei nziehungsbe teil igle könne sich 


nicht auf die Meinungsfreiheit berufen, da er "erweislich unwah¬ 
re Tatsachenbehauptungen" aufgestellt habe, ohne diese Be¬ 
hauptung konkret mit Tex (stellen zu belegen und dann zu 
snhsu mieren, ntehr ausreicbe n kann, nin dem Ei nzteh ungsbete i - 
ligtea so elementare Rechte wie jene auf freie Meinung zu 
entziehen. Er hat ein Recht darauf, genau zu erfahren, warum er 
im einzelnen bestraft wurde. 

Das Urteil hat beim Strafausspruch wegen Nichtanwendung 
des Rechtsschutzgrundes der Meinungsfreiheit ($. 37} lediglich 
von "erwiesen unwahren Tatsachenbehauptungen " gesprochen, 
ohne aber anzugeben, was es damit konkret meint. 

Der Emziebungsbeiciligtc ist daher auch nicht in der Lage, 
gegen solche unsubstantiierte Behauptungen überhaupt Stel¬ 
lung zu nehmen. Wenn das Urteil seine diesbezügliche Meinung 
nicht einmal begründet (S. 37), läßt es offen, ob und inwieweit 
seine Folgerungen aus dieser Behauptung überhaupt zutreffen 
könnten. Beide Hefte genießen nach dieser Darstellung nämlich 
nur deswegen nicht den Schutz der Meinungsfreiheit, weil sie 
"erwiesen unwahre Tatsachenbehaupiungen“ enthielten, die 
dann aber gar nicht einmal als solche aufgeführt werden. Dazu 
fehlt es mithin hier wieder am Tatbestand. 

Auch insoweit rügt die Verteidigung die "nicht, richtige 
Anwendung der Rechtsnorm" im Sinne von § 337 Abs. 2 StPO. 

Eff. 

Im übrigen wird mit Nachdruck darauf hin gewiesen, daß alle 
Erklärungen von Strafgerichten, die einen historischen Verbre¬ 
chen skomplex in Verbindung mit Völkermord als " offenkun¬ 
dig " dar! egen. alsoals nicht be weis würdig ansehen, immer unter 
dem Vorbehalt sichen, daß die Rechtsprechung als solche in 
jedem Fall dem Verfassungsrecht untergeordnet ist. 

D. Das Verschulden Im Tatgesamtxusftmmenhang. 

Hilfswei&e wird von der Verteidigung ausdrücklich festge- 
Stellt, daß den Ei nziehungsbe! ei ligten auch keinerlei Verschul¬ 
den an den ihm hier zur Last gelegten Delikten triflt, 

1 . 

Das imgofochtene Urteil stellt dazu auf S, 37 lakonisch fest, 
der Einzieliungsbeteiligte habe "zumindest bedingt vorsätzlich 
gehandelt". Das wird mit der Behauptung zu begründen ver¬ 
sucht, der Einziehuugsbciciligle “wußte" wegen seiner Ausbil¬ 
dung und jahrzehntelangen Beschäftigung mit dem Nationalso¬ 
zialismus im Zwei len We I tkrieg, daß dem Juden Verfolgungen im 
Drillen Reich "Millionen Menschen zum Opfer gefallen sind , 
u.a. in den Gaskammern des Konzentrationslagers Auschwitz 

Doch gesteht das atgefoebtene Urteil dem Einziehung »be¬ 
teiligten seihst ausdrücklich zu, er leugne oder minimiere gar 
nicht den Massenmord an Juden im Dritten Reich (S. 29), Daher 
ist diese Kenntnis von den Judenmorden sogar nach Ansiehidcs 
angefochtenen Urteils jedenfalls kein Rechtsgrund für die Un¬ 
terstellung eines bedingten Vorsatzes insoweit, Es bleibt damit 
unklar, was das angefochtcne Urteil eigentlich damit ausdriik- 
keri will. Jedweder Vorsatz des Einziehungsbeteiligten zur 
Leugnung von Judenmonden im Drillen Reich auch im Konzen¬ 
trationslager Auschwitz kommt jedenfalls schon aus diesem 
Grund gar nicht in Frage, 

2 . 

Weiterhin beschuldigt das angefochiene Urteil den Einzie- 
hungsbeteiligten, schon wegen der Einziehung seiner Druck¬ 
schrift Historische Tatsachen Nr. 36 sowie weiterer Eiuzte- 
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hungsverfahren sei ihm bekannt gewesen, daß die Judenver- 
nichtungsaktioneü im Dritten Reich “als historisch erwiesene 
Tatsachen mm sehen sind" (S 38). Alle Leugnungen dieser 
Tatsache könnten daher auch nicht über Art. 5 Abs. 1 S. [ GG 
Oder Art. 5 Abs. .3 GG gerechtfertigt werden. 

Auch dieser Hin weis ist unverständlich: Wenn das angefoch- 

tene Urteil dem Einziehungsberechiigten sogar selbst ausdriiek- 
lich 7.11 steht, er habe die Judenverfolgungen und die sich daraus 
ergebenden Juden morde durch das NS-Regime im Zweiten 
Weltkrieg gar nicht geleugnet, ist unverständlich, wie denn 
wohl ein Schuld Verdikt für gegenteiliges Verhalten liier ange- 
brachL sein soll 

3. 

Weitere Ausführungen zur Schuldfrage übernimmt das an- 
gefochtene Urteil gar nicht erst. Es ist datier schon für den Fall, 
daß das jetzt mit diesem Urteil befaßte Gericht annimmt, die 
objektiven Tatbestände der einzelnen im angeführten Urteil 
benannten und dem Einziehung «beteiligten vorgeworfenen an ¬ 
geblichen Straftaten seien vom Urteil tatsächlich als erfüllt 
festgestellt worden, was die Verteidigung mit Nachdruck lie¬ 
st reitet, davon auszugehen, daß dein Enizie burgsbeteilig ton 
unter diesen Umständen nicht einmal ein konkreter Schuld ver¬ 
warf gemacht weiden kann. 

E. 

Zun) Tatbestand des § lß*) StGB ist nicht einmal ein Hinweis 


auf ein angebliches Verschuldendes Einziehuiigsbeieiligien im 
angefochtenen Urteil vermerkt worden, das ihn insoweit als 
Vorwurf treffen könnte. 

Auch hier fehlt im übrigen ohnehin schon ebenso jeder 
Versuch einer Subsumtion bereits des objektiven Tatbestands 
dieser Bestimmung durch das angafcchtene Urteil. 

F. AlischlußbeWertung. 

1. 

Die Einziehung der beiden vorgenannten Schriften des 
Einziehungsbeteiligten ist im angefochtenen Urteil auf § 74 a 
StGB gegründet worden. Nach dieser Bestimmung darf eine 
solche Schrift nur eingezogen werden, wenn sie einen solchen 
Inhalt hat. daß jede vorsätzliche Verbreitung in Kenntnis ihres 
Inhalts den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklichen würde. 

Wie hier eingehend dargesteilt, kann von einer Erfüllung 
solcher Bedingungen in diesem Fall nicht die Rede sein; Diese 
beiden Schriften haben jedenfalls keinen solchen Inhalt zum 
Gegenstand. Mithin ist ihre Einziehung auch nicht zulässig, 

Es wird daher gebeten, das angefochtene Urteil insgesamt 
aufzuheben und die beschlagnahmten Exemplare der beiden 
Schriften dem Einziehungsbeteiligicn wieder zurückzuerstat¬ 
ten. 

Red) tsan walt 

Prof. Dr, Hans-Werner Bracht 


Eingabe der Verteidigung zu den Einziehungs- und 
Strafverfahren insgesamt 


An das 
Landgericht 
2- StraJkamtner 
Niederwal] 71 
33G02 Bielefeld 

In den objektiven Verfahren 
2 Kte W U96 IJ CHT 59) 

2K1&W 2/96OJT60) 
lo den Strafverfahren 

2 Kls W dm (HT 1) 

2 Kls W 4/96 IT (HT 64j 
gegün Udo Walundy 

luihmekh die Verfahrun ne-he-D KA Prof. Dr. BrachL auf, wybei ich 
«nnehniö, daß die im Schreiben du* Vorsitze [»den vom 23.4.19^6 
beabsichtigte Verbindung vollzogen worden iet, Die im Rubrum a]s 
Historische Tatsachen aut^eführten Abkürzungen HT dienen der 
Übersieh tli chkeit. 

Pür alle Verfahren werde ich Herrn Watend) 1 zur Vereinfachung 
des Schriftwerke nur als Angeklagten bezeichnen. 

Zu den verbundenen Strafverfahren bitte ieh meinen Schriftsatz 
Vom 9.2.1996 aus den Objektiven Verfahren heizuziehen und ergänze 
sämtliche \ erfahren durch Gachfülg^nde Ausführungen und Beweis- 
anträge. 

^enn, der Anklage folget)d, der Angeklagte meint, die 
Juden Vernichtung in Auschwitz sei nicht glaubhaft, so ist hierin 
allenfalls ein Zweifel, ein Nicht-Glauben-Können zu entdecken, 
nicht aber ein Leugnen oder ein Lügen, ein Negieren des 
wissentlich Wahren. Lügen und durch Indizien erläuterte Zwei¬ 
fel können sprach heb und logisch nicht gleichgestellt werden. 
Das Indtz mag bei unvoreingenommener Betrachtung mehr 


oder weniger deutlichen Bezug zu einer bestimmten Tatsache 
haben, doch sucht seine Aussage nach Form und Inhalt, zumal 
schriftlich inj (geteilt, nicht die unmittelbare Auseinanderset¬ 
zung oder den Streit, sondern die Anregung und Diskussion, 
Die Vorfrage ist Sind die vorgebrächten Tatsachen falsch 
oder richtig? Sind sie richtig - und die Anklage macht keine 
Anstalten, weder einfach noch qualifiziert zu bestreiten —, so ist 
ci n Vorw urf sch wer I ich z u begründen. Doch scheint der Ankla¬ 
ge das stattliche Aufgebot von unbestrittenen Tatsachen ausrei¬ 
chend zu sein, das "ausschließliche Ziel des Angeklagten ,r (W 3, 
S, 27) zu entdecken, Verbrechen hcrabzutnindem und deren 
Systematik, zu leugnen. Daß man auch finden kann, wenn man 
Augen sind Ohren hat, haben schon viele Wissenschaft 1er erfah¬ 
ren. Den Hund als Indiz zu erkennen -- das tut die Anklägerin 
-- kann nicht das objektive Weit erforschen kriminalisieren, 
im übrigen wird bestritten, daß die von dem Angeklagten 
vorgetragene Weise, über Tatsachen zu berichten, geeignet sein 
konnte, den öffentlichen Frieden zu stören. 

In der langen forschenden und schriftstellerischen Tätigkeit 
ist dein Angeklagten kein Fall bekannt geworden, daß der 
öffentliche Friede» durch seine oder ähnliche Schriften gestört 
worden sei, ganz im Gegensatz zu linkscxtiemisiisehen Schrif¬ 
ten, di eso häufig zu Gewalt gegen Sachen und Personen geführt 
haben, Die Anklage, die sich nur auf den Gesetzestext bezieht, 
läßt z,u Lasten des Angeklagten jede Substanz vermissen. 

So zeigt sich, daß die Vorschrift des § 130 StGB mit der 
"Weise" und "Eignung” in der Praxis nicht faßbare Tatbestands- 


Rechtsanwalt Hajo HsiTmann 
Friedrich sfcr. 11 
40217 Düsseldorf 
DüR^alcEorf, den 9.5. J 996 
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merkmale aufgenommen bau welche der Legislative passend 
erschienen, die wisset! schaffliehe Forschung und Meinungsäu¬ 
ßerung in Zusammenhang mit der Judenverfolgung praktisch 
unter Zensur zu stellen, Eine theoneiisdic t niemals praktisch 
gewordeEie Gefährdung der öffentlichen Sicherheit and Ord¬ 
nung durch ein solches Schriftwerk hatte das Gericht in einer 
strikten und nachvollziehbaren Weise darzutun. 

Abgesehen davon ist aus/uschließen, daß die Schriften des 
Angeklagten Rednsgütcr, die unter §§ 185+ 1S9 StGB fallen, 
verletzt hätten. Diese Wirkung wird bestritten, 

Gegenbcweislich nehme ich Bezug auf die Be weistan träge 
derRei.be A). S ie werden hiermit überreicht und sollen verlesen 
werden. 

Diese Anträge sind auch im Lichte der tieuen Entscheidun¬ 
gen des BVerfG zu werten. Danach soll einer Äußerung, die 
Latbestandlich sein kann, ans der besonderen Vorstellung und 
Willensrichtung des Verletzers der Vorsatz genommen sein, 
Ri Irrt das bei \ n Direk tangr i ff { MOrder) zum Frei Spruch, w ie vie t 
eher dann bei sittsamer Aufreihung von Tatsachen, deren Bezie¬ 
hung zu Anderem, Schätzenswertem kaum erkennbar ist. Es 
fällt demzufolge leicht, die Äußerungen des Angeklagten als 
Ergebnisse seines Suchen 5 nach Wahrheit festzusteilen, zumal 
diese als nicht angreifbar gefunden werden. Daß eine andere 
Wahrheit Unwillen empfindet, ist nicht anders zu sehen als die 
Entrüstung frommer Kirchenmänner ülrer die These, tkiß der 
Mensch ein Ableger des Primalenstammes sei. Wahrheiten 
können, wie der Fall zeigt, miteinander leben, ohne daß die 
fromme oder die wissenschaftliche Seite vor Gericht zieht. 

Sollte die Anklage weiterhin so gelesen werden, als bestreite 
der Angeklagte das historische Geschehen, so kann dafür der 
Nachweis nicht mit Hilfe der Offenkundigkeit geführt werden. 
Deren Bestand wird bestritten. 


Gegenbeweislich werden die Anträge B I und B 2 überreicht 
und sollen verlesen werden. 

Daß in Frankreich der Abb£ Pierre, Liebling des Volkes, die 
offene Diskussion über den Holocaust gefordert bae vollseitig in 
großen Zeitungen kommentiert, hierzulande stark verkürzt und 
korrekt au gepaßt, offenbart die brüchige Akzeptanz der amtli¬ 
chen Version. Inzwischen ist der Hitler-Befehl zur Ausrollung 
der Juden der Annahme einer Initiative von zahlreichen NS- 
Funktionären (Funktionalismus) gewichen. Diese Theorie, wie¬ 
derum nicht recht haltbar, weicht neuerdings der Auffassung 
von einer allgemeinen, im Deutschen verwurzelten, auf physi¬ 
sche Vernichtung der Juden gerichteten Einstellung (Goldha¬ 
gen). ln seinem Buch wird Auschwitz folgerichtig nur mil 3 
Zeilen erwähnt. 

Die früher überreichten, verschiedenartigen Ftc.ssestimincn 
darf ich als geriditÄbekannt an nehmen. 

Die Einstellung aller 4 Verfahren wird bcamragi- 

Rechtsanwalt 

Anlage: 1 tu weis an trüge: 

Ein Überbringer der Nachricht, daß Totgeglaubte tatsäch¬ 
lich nicht ums Leben gekommen sind, löst keine Beleidigung, 
sondern Freude aus. 

Die inzwischen millionenfach gesenkte Verlustziffer hat 
niemanden der zuvor Überzeugten verletzt. Niemand von ihnen 
hat deswegen strafrechtliche ErmiLÜujigen oder zivilrechtliche 
Ansprüche veranlaßt. 

A Eit rag auf Vernehmung der entsprechenden Zeugen..,. 

Die strafbewehrte Betroffenheit anläßlich lh Leugnung und 
Verharmlosen 1 " wird zur Eindämmung wissenschaftlicher For¬ 
schung genutzt für eine identitätsstiftende Ersatzreligion sowie 
zum Schutz von politischem Hinfluß. - Verlesung von je 5 
offiziösen Publikationen der Weltpresse. 


Revision abgelehnt, wissenschaftliche Literatur 
endgültig vernichtet. Bundesgerichtshof Beschluß: 


4 StR 518/96(betrifft Historische Tatsachen Nr,59 undbß) 
Karlsruhe* den 17* Dezember 199 b 
"Der 4, Strafsenat des Bundesgerichtshofs fiat auf Antrag 
des Gencralbu ndesanwalts und nach Anhörung des Besch wer- 
de führen am 17. Dezember 1996 einstimmig beschlossen ; 

Die Revision des Einziehungsbeieitigten gegen das Urteil 
des Landgerichts Bielefeld vom 17, Mai 1996 wird als unbe¬ 


gründet verworfen, da die Nachprüfa ng des Urteils auf Gru nd 
der Rerisionsrechtfertigung keinen Rechtsfehler ergeben hat 
(§ 349 Abs, 2 StPÖf 

Der Beschwerdeführer Hai die Kosten des Rechtsmittels zu 
tragen. 

Meyer-Goßner , Steindorf Tepperwien, Kuckein, Soiitt- 
Stojanovic" 


Auch die umfangreiche Verfassungsbeschwerde wurde — diesmal wortlos -- 
abgeschmettert: Sie wurde gar nicht erst zur Entscheidung angenommen! So verfugte 
die 1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch den Vizepräsi¬ 
denten Seidl und die Richter Hömig und Steiner am 27. Mai 1997 (Az: 1 BvR 194/97), Dieser 
Beschluß ist ausgedehnt auch auf das Strafverfahren gegen Udo Walendy, in dem er am 
17. Mai 1996 zu 15 Monaten Gefängnis für ihm unterstellte Texte verurteilt wurde, die 
er gar nicht geschrieben und gegen deren Unterstellung er sich von Anfang an heftigst 
gewehrt hatte, für Texte, die sachlich richtig sind und für Texte, für die er gar nicht 
angeklagt gewesen war (Az: 1 BvR 195/97). Der BVerfG-Beschluß ist auch ausgedehnt auf 
die Vernichtung der HT Nr. 52 + 53, über die gesondert berichtet wird. 

’Ttechtsstaatliche Verfahren’? Eine ’Vertrauenschaffende Maßnahme 1 ’ für die Ein¬ 
haltung der Grundrechte auf Meinungs-, Wissen Schafts- und Pressefreiheit, der 
vielgepriesenen Menschenrechte? Oder Musterprozesse für die seit Jahrzehnten die 
Bundesrepublik Deutschland kennzeichnende politische Justizpraxis? 
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Verfahren wegen des Buches Ernst Gatiss "Grundlagen zur Zeitgeschichte 1 
endet ln I. Instanz mit 30.000, - DM Geldstrafe 
und Vernichtung der wissenschaftlichen Untersuchungen 


Nach Ablehnung aller sonstigen Anträge der Vertei¬ 
digung hat Amtsrichter Burkhardt Stein in Tübingen 
im Mai 1996 a 1 s etnzigen Sachve rständigen den ehema¬ 
ligen Direktor des Militärgeschichtlichen Forschungs- 
amtes de r B un de s we hr i n F re i bu rg und Verfas se r zafa 1 
reicher bis torisch-Wissenschaft lieber Abhandlungen 
und Bücher p Dr. Joachim Hofftnann, zu der Frage 
einvernomme n, ob das i nk rim i n i orte Buch wi sse nschaft- 
lieh sek 

Der Gutachter führte hierzu aus; 

"... Die verschiedenen Heit rage (des. Werkes "Grundlagen 
zur Zeitgeschichte") sindfachgerecht und überwiegend in einem 
untersuchenden Stil geschrieben. Der Anmerkung sappartü läßt. 
was Ausführlichkeit und Vollständigkeit ängeht, wenig zu wün¬ 
schen übrig und ist für den Suchenden überaus hilfreich, zumal 
da auch die Gegenliteramr ohne Einschränkung heran gezogen 
worden ist.... 

Die einzelnen Hei träge des Sammelbandes sind folgerichtig 
und sachlich-darstellend aufgebaut.... Der Charakter der Wis¬ 
se nschafilichken kann diesem Sammelwerk von daher nicht 
übgesprochen werden, zumal wenn man zum Vergleich manche 
Veröffentlichung de r Gegenseite keranzieht, deren Wissen- 
schafisgehalt ja auch niemals in Zweifel gezogen wird. ... 

Der Gesamte indruck des vö ti C iauss he raus gegebenen Sam¬ 
melwerkes ist der . daß sein Inhalt, wenngleich natürlich mit 
kritischem Verstand, ebenso zur Kenntnis genommen werden 
muß, wie dies bei der »offiziellen« Literatur zum Holocaust ja 
unbestritten und unbehindert immer der Fall ist. Auch in dieser 
Hinsicht gilt eben das Audiatur et altera pars f Eine Unlerdrük- 
kung dieser sorgfältig belegten Untersuchung aber würde einer 
gewaltsamen Behinderung des legitimen Strebe ns nach wissen¬ 
schaftlicher Erkenntnis gleichkommen f denn der Erkenntnis- 
Stand bleibt ja niemals un verändert. Übe rtre ibu ngen und Fehle r 
hingegen schleifen sich im Verlauf einer normalen wissen¬ 
schaftlichen Kontroverse erfahrungsgemäß immer von selber 
ein. Man so Ute dem sou veränen, freien Forsche r und Leser nicht 
von vo m herein das Kritik vermögen absprechen wollen. Von der 
Unterdrückung mißliebiger Bücher bis zu ihrer Verbrennung ist 


esdannnurein kleinerSchrin. Und damit wären wir, wenn auch 
unter anderen Vorzeichen r wieder dort angelangt, wo das ganze 
Unglück begonnen hat. ..." 

Begriffe wie "vermeintlich "oder "angeblich' 1 gefallen 
dem Sachverständigen zwar nicht, doch stellen sie sei¬ 
ner Meinung nach den wissenschaftlichen Gehalt des 
Buches nicht in Frage. 

Der Staatsanwältin zufolge leugneten Verfasser und 
Verleger mit den Vokabeln wie "vermeintliche Gaskam- 
m.em r \ "angebliche Vernickiungdager f \ " Auschwitzkeu- 
le' ,. "Hdocaustrdigim rr , "identitäts&tiftende Gruppen* 
Phantasien ', ''angeblicher Völkermord*', "etablierte Hc- 
locaust&sene " - obwohl z.T. aus etablierten Publikatio¬ 
nen entnommen -- den NS-Judenmord und erfüllten 
somit den Tatbestand der Volksverhetzung. Der sach¬ 
verständige Historiker Dr. Joachim Hoffmann sei nicht 
kompetenter bei der Beurteilung des Buches als ein 
Jurist selbst, weshalb sein Gutachten außer Betracht 
zu lassen sei. Der Verleger Wigbert Grabert sei zu 9 
Monaten Gefängnis mit Bewahrung zu verurteilen. 

Der Ve rte i di ger rügte i n se ine mPläd Oy er di e An wür¬ 
fe der Staatsanwaltschaft;, wonach das Buch ein ,f pseu¬ 
dowissenschaftliches Machvoerk übelster Sorte sei“ mit 
dem Verweis auf "pseudqjuristische Totschlagvokabeln 
ohne Inhalt und Definition". Der Verteidiger stellte 
zudem den hohen wissenschaftlichen Aufwand heraus, 
der für die zusammenfassendc Gestaltung des Buches 
erforderlich gewesen war und erinnerte 1 : an die Bekun¬ 
dungen des Sachverständigen. Schließlich vermerkte 
er, daß der § 130 Abs. 3 StGB (VolksVerhetzung) dann 
verfassungswidrig sei, wenn er dazu genutzt werde,, 
erwiesen Wissenschaft.tiehe Publikationen der Bücher¬ 
verbrennung anheimzugehen, 

Urteil: 30.Ü00,-- DM Geldstrafe wegen Volksverhet¬ 
zung. Der angekiagte Verteger Grabert ging in die 
Berufung. Ein Mitautor erhielt 8,000,- DM Geldstrafe, 
andere Mitautoren wurden gar nicht angeklagt, weite¬ 
re Verfahren abgetrennt. 


Kein Prozeß gegen linksextreme »Antifa« 


"Auf wie es heißt, offenbar politischen Druck der SED* 
geführten Landesregierung in Hannover ist unversehens ein 
Prozeß abgeblasen worden, hei dem an 13} Verbandhingsiagen 
!7 Aktivisten der linksextremem gewalttätigen Gruppierung 
Autonome Antifa (M)« u.a. wegen schweren Landfriedens¬ 
bruchs, schwerer Brandstiftung a versuchten Totschlags r Bil¬ 
dung einer terroristischen Vereinigung und Werbung für die 
Terrorgruppe »Rote Armee Fraktion* (RAF) vom 14, August an 
vor dem Landgericht Lüneburg hätten zur Rechenschaft gezo¬ 
gen werden sollen. 

Maßgebliche Vertreter von Justiz und Sicherheitsbehörden 
... verweisen auf die langjährigen r mühevollen und beweiskräf¬ 
tige Ermittlungen.ge gen die gewalttätigen Drahtzieher und 
das Sympathisanten-Umfeld der sog. »Autonomen Antifaschi¬ 


sten« und deren Verbindttngsneiz bis hin zu Bündnis-Grünen, 
Gewerkschaften , PDS, SPD und den Alt-Kptnmunistender DKP 
in ganz Deutschland. 

Die »■Autonomen« verhöhnten das demokratisch verbriefte 
Gewaltmonopol des Staates , bezeichnten vieltnehr Gewalt 
gegen Personen und Sachen als unentbehrlich, um das Ihnen 
verhaßte demokratische »System« zu zerschlagen. Das habe 
insb. auch die militante Göttinger »Antifa (MF , angeführt von 
ihrem schwarz uniformierten uml mit Gesichtsmasken ver¬ 
mummten, ewa LOGO Mann starken »Schwatzen Block« r über 
Jahre hinweg hei brutal* zerstörerischen Kampfaktionen und 
Straßenschlachten mii der Polizei zigfach zum Ausdruck ge¬ 
bracht-”™ 

30) Vloihaer Tageblatt, 3. Juli 1996. 
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